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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Ertwur eines Gesetzes über das gerichtliche Ver- 
fahren bei Freiheitsentziehungen 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage ln seiner 116. Sitzung am 
27. November 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
nach Anlage 2 Stellung genommen; eine Zusammenstellung der sich 
aus dem Änderungsvorschlag des Bundesrates zu § 1 a (§ 1 der 
Regierungsvorlage) ergebenden redaktionellen Änderungen ist bei- 
gefügt (Anlage 3). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä- 
gen des Bundesrates ist in Änlage 4 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebt. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20. 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über das gerichtliche Verfahren bei Freiheitsentziehungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 


§ 1 

(1) Freiheitsentziehung ist die Unterbrin- 
gung einer Person gegen ihren Willen oder im 
Zustande der Willenlosigkeit in 

a) einem Gefängnis, einem Haftraum, einem 
Arbeitshaus, einer abgeschlossenen Ver- 
wahranstalt oder einer abgeschlossenen 
Anstalt der Fürsorge; 

b) einer abgeschlossenen Krankenanstalt oder 
einem abgeschlossenen Teil einer Kranken- 
anstalt, insbesondere einem abgeschlossenen 
Teil einer Heil- und Pflegeanstalt oder 
Entziehungsanstalt für Rauschgift- oder 
Alkoholsüchtige. 

(2) Steht die unterzubringende Person unter 
elterlicher Gewalt, Vormundschaft oder Pfleg- 
schaft, so ist der Wille desjenigen maßgebend, 
dem die gesetzliche Vertretung in den persön- 
lichen Angelegenheiten zusteht. 

§ 2 

(1) Eine Freiheitsentziehung auf Grund 
bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften 
kann nur das Amtsgericht auf Antrag der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde anordnen. Für 
das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit sich aus 
den folgenden Vorschriften nichts anderes er- 
gibt. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 gilt 
nicht in den Fällen, in denen das Bundesrecht 
das gerichtliche Verfahren bei Freiheitsentzie- 
hungen abweichend regelt. 

§ 3 

(1) örtlich zuständig ist das Amtsgericht, 
in dessen Bezirk die Person, der die Freiheit 


entzogen werden soll, ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Hat sie keinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder ist der gewöhnliche Aufenthalt nicht fest- 
stellbar, so ist das Amtsgericht zuständig, in 
dessen Bezirk das Bedürfnis für die Freiheits- 
entziehung entsteht. Befindet sich die Person 
bereits in Verwahrung einer Anstalt, so ist 
das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk 
die Anstalt liegt. 

(2) Für eilige auf Grund dieses Gesetzes zu 
treffende Anordnungen ist neben dem nach 
Absatz 1 zuständigen Gericht auch das Gericht 
einstweilen zuständig, in dessen Bezirk da^ 
Bedürfnis der Anordnung entsteht. Das Ge- 
richt hat dem nach Absatz 1 zuständigen Ge- 
richt die Anordnung mitzuteilen. Mit dem Ein- 
gang der Mitteilung geht die Zuständigkeit 
auf das nach Absatz 1 zuständige Gericht über. 

(3) Das Gericht kann nach Anhörung der 
zuständigen Verwaltungsbehörde (§ 2 Abs. 1) 
aus wichtigen Gründen die Sache an ein an- 
deres Gericht abgeben, wenn sich dieses zur 
Übernahme der Sache bereit erklärt. Einigen 
sich die Gerichte nicht, so entscheidet das ge- 
meinschaftliche obere Gericht; Ist dieses der 
Bundesgerichtshof, so entscheidet das Ober- 
landesgericht, zu dessen Bezirk das Gericht ge- 
hört, an welches die Sache abgegeben werden 
soll. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar. 

§ 4 

(1) Das nach 5 3 zuständige Amtsgericht 
hat einer wegen Geisteskrankheit In einer der 
in § 1 Abs. 1 Buchst, b bezeichneten Anstalten 
unterzubringenden Person einen Rechtsanwalt 
beizuordnen. Die Beiordnung kann unterblei- 
ben oder aufgehoben werden, wenn ein Rechts- 
anwalt mit der Vertretung des Unterzubrin- 
genden beauftragt ist. 

(2) Einem wegen Alkohol- oder Rauschgift- 
sucht Unterzubringenden kann ein Rechtsan- 
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walt beigeordnet werden, wenn es zur Wahr- 
nehmung seiner Interessen erforderlich er- 
scheint. 

(3) Eine einstweilige oder vorläufige An- 
ordnung (§§ 14, 15) kann bereits ergehen, be- 
vor dem Unterzubringenden ein Rechtsanwalt 
beigeordnet ist. 

§ 5 

(1) Das Gericht hat die Person, der die 
Freiheit entzogen werden soll, mündlich zu 
hören. Erscheint sie auf Vorladung nicht, so 
kann ihre Vorführung angeordnet werden. 

(2) Die Anhörung kann unterbleiben, wenn 
nach ärztlichem Gutachten eine Verständigung 
mit dem Anzuhörenden v/egen seines Geistes- 
zustandes nicht möglich Ist; die Anhörung 
kann ferner unterbleiben, wenn sie nach ärzt- 
lichem Gutachten nicht ohne Nachteile für den 
Gesundheitszustand des Anzuhörenden aus- 
führbar ist oder wenn der Anzuhörende an 
einer übertragbaren Krankheit Im Sinne der 
Verordnung zur Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 1. Dezember 1938 (Relchs- 
gesetzbl. I S. 1721) leidet. In diesen Fällen 
ist dem Anzuhörenden, wenn er keinen ge- 
setzlichen Vertreter in den persönlichen An- 
gelegenheiten hat und nicht bereits durch einen 
Rechtsanwalt vertreten wird, durch das nach 
§ 3 zuständige Geridit ein Rechtsanwalt bei- 
zuordnen. § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Hat die Person, der die Freiheit ent- 
zogen werden soll, einen gesetzlichen Ver- 
treter in den persönlichen Angelegenheiten, 
so ist auch dieser, bei Personen, die unter elter- 
licher Gewalt stehen, jeder Elternteil zu hören. 
Ist die Person, der die Freiheit entzogen wer- 
den soll, verheiratet, so ist, sofern die Ehe- 
gatten nicht dauernd getrennt leben, auch der 
Ehegatte zu hören. Die Anhörung des Eltern- 
teils, dem die gesetzliche Vertretung In den 
persönlichen Angelegenheiten des Kindes nicht 
zusteht, und des Ehegatten kann unterbleiben, 
wenn sie nicht ohne erhebliche Verzögerung 
oder nicht ohne unverhältnismäßige Kosten 
möglich Ist. 

(4) Die Unterbringung In einer abgeschlos- 
senen Krankenanstalt oder einer abgeschlos- 
senen Krankenabtcllung darf nur nach Anhö- 
rung eines ärztlichen Sachverständigen ange- 
ordnet werden. Die Unterbringung in einem 
abgeschlossenen Teil einer Heil- und Pflege- 
anstalt oder Entziehungsanstalt für Rausch- 
gift- und Alkoholsüchtige darf nur nach An- 
hörung mindestens eines in der Psychiatric 


erfahrenen Arztes, der den Unterzubringenden 
untersucht hat, und des Amtsarztes angeord- 
net werden. 

§ 6 

(1) Der nach § 4 oder § 5 Abs. 2 Satz 2 
beizuordnende Rechtsanwalt Ist aus der Zahl 
der beim Amtsgericht zugelassencn Rechtsan- 
wälte auszuwählen. Sind beim Amtsgericht 
keine Rechtsanwälte zugclassen oder sind die 
zugelasscnen behindert, so ist ein Rechtsan- 
walt beizuordnen, der bei einem benachbarten 
Amtsgericht oder bei dem übergeordneten 
Landgericht zugelassen Ist. 

(2) Der Rechtsanwalt kann die Beiordnung 
nur aus wichtigem Grunde ablchncn. 

(3) Gegen die Entscheidung des Gerichts 
über die Beiordnung findet die sofortige Be- 
schwerde statt. 

(4) Die Beiordnung endet, sofern sic nicht 
vorher vom Gericht aufgehoben wird, mit der 
Rechtskraft der Entscheidung. 

§ 7 

(1) Das Gericht entscheidet über die Frei- 
heitsentziehung durch einen mit Gründen ver- 
sehenen Beschluß. 

(2) Die Entscheidung, durch welche die Frei- 
heitsentziehung angeordnet wird, ist bekannt- 
zumachen: 

a) der Person, der die Freiheit entzogen wer- 
den soll, und, sofern sie nicht durch einen 
Rechtsanwalt vertreten wird oder die Ent- 
scheidung nicht bereits nach Buchst, b dem 
Ehegatten bekanntzumachen ist, einem 
sonstigen Angehörigen oder einer Person 
ihres Vertrauens; 

b) den nach § 5 Abs. 3 Satz 1 und 2 zu 
hörenden Personen; 

c) der Verwaltungsbehörde, die den Antrag 
auf Freiheitsentziehung gestellt hat. 

(3) Die Entscheidung, durch welche der An- 
trag der Verwaltungsbehörde abgelehnt wird, 
Ist der Verwaltungsbehörde und der Person, 
deren Unterbringung beantragt war, bekannt- 
zumachen. 

(4) Ist die Bekanntmachung an die Person, 
der die Freiheit entzogen werden soll, nach 
ärztlichem Gutachten nicht ohne Nachteile für 
ihren Gesundheitszustand ausführbar, so kann 
sie unterbleiben. § 5 Abs. 2 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. 
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(5) Der Bekanntmachung muß eine Rechts- 
mittelbelehrung beigefügt werden. 

§ 8 

(1) Gegen die Entscheidung des Amtsge- 
richts findet die sofortige Beschwerde statt. 

(2) Gegen eine Entscheidung, durch welche 
die Freiheitsentziehung angeordnet wird, steht 
die Beschwerde den in § 7 Abs. 2 genannten 
Beteiligten zu; gegen eine Entscheidung, durch 
welche der Antrag der Verwaltungsbehörde 
abgelehnt wird, steht nur dieser die Be- 
schwerde zu. 

(3) Ein unter elterlicher Gewalt stehendes 
Kind oder ein unter Vormundschaft stehender 
Mündel kann ohne Mitwirkung seines gesetz- 
lichen Vertreters das Beschwerderecht ausüben. 
Dies gilt nicht für Personen, die geschäftsun- 
fähig sind oder das 14. Lebensjahr nicht voll- 
endet haben. 

(4) Befindet sich die Person, der die Freiheit 
entzogen werden soll, bereits ln Verwahrung 
einer Anstalt, so kann die weitere Beschwerde 
auch bei dem Amtsgericht eingelegt werden, in 
dessen Bezirk die Anstalt liegt. 

(5) Im Verfahren über die weitere Be- 
schwerde ist eine Anhörung gemäß § 5 Abs. 1 
bis 4 nicht erforderlich. 

§ 9 

Die eine Freiheitsentziehung anordnende 
Entscheidung wird erst mit der Rechtskraft 
wirksam. Das Gericht kann jedoch die sofor- 
tige Wirksamkeit der Entscheidung anordnen, 
§ 8 gilt entsprechend. Die Entscheidung wird 
von der zuständigen Verwaltungsbehörde voll- 
zogen. 

§ 10 

(1) In der Entscheidung, durch die eine 
Freiheitsentziehung angeordnet wird, ist eine 
Frist zu bestimmen, vor deren Ablauf über 
die Fortdauer der Freiheitsentziehung von 
Amts wegen zu entscheiden ist. 

(2) Die vom Gericht zu bestimmende Frist 
soll unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalles festgesetzt werden. Sie soll in 
der Regel nicht mehr als ein Jahr, bei voraus- 
sichtlich lange dauernder Geisteskrankheit 
nicht mehr als zwei Jahre betragen. 

(3) Wird nicht innerhalb der Frist die Fort- 
dauer der Freiheitsentziehung durch richter- 
liche Entscheidung angeordnet, so ist der Un- 
tergebrachte freizulassen. Das Gericht ist von 
der Freilassung zu benachrichtigen. 


§ 11 

(1) Die Entscheidung, durch die eine Frei- 
heitsentziehung angeordnet wird, ist vor Ab- 
lauf der nadi § 10 Abs. 1 festgesetzten Frist 
von Amts wegen aufzuheben, wenn der Grund 
für die Freiheitsentziehung weggefallen ist. 

(2) Anträge der nach § 7 Abs. 2 am Ver- 
fahren Beteiligten auf Aufhebung der Frei- 
heitsentziehung sind in jedem Fall zu prüfen 
und zu bescheiden. Beantragt der Unterge- 
brachte die Aufhebung der Freiheitsentziehung, 
so kann von einem Bescheid abgesehen wer- 
den, wenn sich aus Form und Inhalt des An- 
trages ergibt, daß wegen des Geisteszustandes 
des Untergebrachten eine Verständigung mit 
ihm nicht möglich ist. 

§ 12 

Anträge des Untergebrachten an Verwal- 
tungsbehörden und Gerichte sowie Briefe des 
Untergebrachten an seine Angehörigen, seinen 
gesetzlichen Vertreter, den ihm nach § 4 oder 
§ 5 Abs. 2 Satz 2 beigeordneten Rechtsanwalt 
oder seinen Rechtsbeistand dürfen nicht zu- 
rückgehalten werden. 

§ 13 

Die §§ 2 bis 12 gelten entsprechend für das 
Verfahren, in dem über die Fortdauer einer 
Freiheitsentziehung entschieden wird. 

§ 14 

(1) Ist ein Antrag auf Freiheitsentziehung 
gestellt, so kann das Gericht, falls dies zur 
Vorbereitung eines Gutachtens über den Ge- 
sundheitszustand einer Person, der die Frei- 
heit entzogen werden soll, oder aus anderen 
Gründen dringend erforderlich ist, eine einst- 
weilige Freiheitsentziehung anordnen. Die 
einstweilige Freiheitsentziehung darf die Dauer 
von 6 Wochen nicht überschreiten. 

(2) Nach Anhörung eines ärztlichen Sach- 
verständigen kann durch weitere einstweilige 
Anordnung die Dauer der Freiheitsentziehung 
zur Vorbereitung eines Gutachtens über den 
Gesundheitszustand verlängert werden. Je- 
doch darf die Freiheitsentziehung auf Grund 
der einstweiligen Anordnungen insgesamt die 
Dauer von drei Monaten nicht übersteigen. 

(3) Für einstweilige Anordnungen im Sinne 
der Absätze 1 und 2 gelten § 5 Abs. 1 bis 3, 
§§ 7 bis 9, § 10 Abs. 3 und § 11 entsprechend. 
Die Anhörung der Person, der die Freiheit 
entzogen werden soll, kann außer im Falle 
des § 5 Abs. 2 auch bei Gefahr im Verzug 
unterbleiben; sie muß jedoch nachgcholt wer- 
den, sobald dies möglich ist. 
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(4) Die Absätze 1 und 3 gelten sinngemäß 
in dem Verfahren, in dem über die Fortdauer 
einer Freiheitsentziehung entschieden wird. 

§ 13 

(1) Bei Jeder nicht auf richterlicher Ent- 
scheidung beruhenden Freiheitsentziehung hat 
die zuständige Verwaltungsbehörde die rich- 
terliche Entscheidung unverzüglich herbeizu- 
führen. Ist die Freiheitsentziehung nicht bis 
zum Ablauf des ihr folgenden Tages durch 
richterliche Entscheidung nach § 7 oder § 14 
angeordnet, so hat die Freilassung zu erfol- 
gen. 

(2) Falls eine Entscheidung nach § 7 oder 
§ 14 nicht rechtzeitig getroffen werden kann, 
kann der Richter die Freiheitsentziehung durch 
vorläufige Anordnung für zulässig erklären. 
Die vorläufige Anordnung ist nicht anfecht- 
bar. Sie wird wirksam, wenn sie der Geschäfts- 
stelle des Gerichts zur Bekanntmachung über- 
geben ist. § 7 Abs. 2 gilt entsprechend. Die 
vorläufige Anordnung wird unwirksam, wenn 
die Freiheitsentziehung nicht binnen einer 
Woche nach § 7 oder § 14 für zulässig er- 
klärt worden ist. 

§ 16 

Für das Verfahren, in dem über die An- 
ordnung von Zwangshaft an Stelle von 
Zwangsgeld entschieden wird, gelten nur die 
§§ 2, 3, § 5 Abs. 1, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 
und 5 und § 9. Fiat der Betroffene seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt nicht in dem Lande, 
dessen Behörde das Zwangsgeld festgesetzt 
hat, so ist das Amtsgericht zuständig, in des- 
sen Bezirk die Verwaltungsbehörde, die den 
Antrag auf Festsetzung der Zwangshaft stellt, 
ihren Sitz hat. Die Vollstreckung der Zwangs- 
haft richtet sich nach den landesrechtlichen 
Vorschriften. 

§ 17 

Ist eine Freiheitsentziehung vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes erfolgt und nicht 
durch gerichtliche Entscheidung für zulässig 
erklärt worden, so muß die gerichtliche Ent- 
scheidung über die Fortdauer der Freiheits- 
entziehung unverzüglich herbeigeführt werden. 
Der Untergebrachte ist freizulassen, wenn die 
Freiheitsentziehung nicht binnen eines Jahres 
seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes für zu- 
lässig erklärt ist. 


§ 18 

(1) Für die Gerichtskosten gelten, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, die Vorschriften 
der Kostenordnung vom 25. November 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1371). Gebühren werden 
nur für die In den Absätzen 2 und 3 genann- 
ten Entscheidungen und für das Beschwerde- 
verfahren (Absatz 4) erhoben. 

(2) Für die Entscheidung, die eine Freiheits- 
entziehung (§ 7) oder Ihre Fortdauer (§§ 13, 
17) anordnet oder einen nicht vom Unterge- 
brachten selbst gestellten Antrag, die Freiheits- 
entziehung aufzuheben 11), zurück weist, 
wird eine Gebühr von dreißig Deutsche Mark 
erhoben. Das Gericht kann jedoch unter Be- 
rücksichtigung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Zahlungspflichtigen und der Bedeu- 
tung und des Umfanges des Verfahrens die 
Gebühr bis auf fünf Deutsche Mark ermäßi- 
gen oder bis auf zweihundert Deutsche Mark 
erhöhen. 

(3) Für die Entscheidung, die Zwangshaft 
16) anordnet, wird eine Gebühr erhoben, 

die bei einer Zwangshaft 

a) bis zu einer Woche fünf Deutsche Mark, 

b) bis zu zwei Wochen zehn Deutsche Mark, 

c) über zwei Wochen zwanzig Deutsche Mark 
beträgt. 

(4) Für das Beschwerdeverfahren wird bei 
Verwerfung oder Zurückweisung der Be- 
sch^^erde eine Gebühr von dreißig Dcut'^che 
Mark, bei Zurücknahme der Beschwerde eine 
Gebühr von zehn Deutsche Mark erhoben. 

(5) Kostenvorschüssc werden nicht erhoben. 

§ 19 

(1) Schuldner der Gebühren sind In den 
Fällen des § 18 Abs. 2 der Betroffene und im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Unterhaltspflicht 
die zu seinem Unterhalt Verpflichteten, In den 
Fällen des § 18 Abs. 3 der Betroffene und In 
den Fällen des § 18 Abs. 4 der Beschwerde- 
führer; sie haben, soweit sie gebührenpflichtig 
sind, auch die baren Auslagen des gerichtlichen 
Verfahrens zu tragen. 

(2) Die Verwaltungsbehörden sind zur Zah- 
lung von Gerichtsgebühren nicht verpflichtet. 
Jedoch hat die Gebietskörperschaft, der die 
Verwaltungsbehörde angehört, die Auslagen 
des gerichtlichen Verfahrens, die von dem 
Kostenschuldner nicht cingezogen werden kön- 
nen oder die bei Ablehnung eines von ihr ge- 
stellten Antrags entstehen, der Staatskasse zu 
ersetzen. 
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§ 20 

Außergerichtliche Kosten werden nicht er- 
stattet. Die Gebühren der Rechtsanwälte be- 
stimmen sich nach den Vorschriften der Lan- 
desgebührenordnungen. Soweit Landesgebüh- 
renordnungen nicht ergangen sind, ist die Ge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 
1879 sinngemäß anzuwenden. 

§ 21 

(1) Der nach § 4 oder § 5 Abs. 2 Satz 2 
beigeordnete Rechtsanwalt erhält eine Ver- 
gütung aus der Staatskasse. Durch die Vergü- 
tung v/ird die gesamte Tätigkeit des Rechts- 
anwalts einschließlich der Einlegung von 
E^echtsmitteln gegen die der Sachentscheidung 
vorausgehenden Beschlüsse und Verfügungen 
abgegolten. 

(2) Die Vergütung beträgt fünfzig Deutsche 
Mark für jeden Rechtszug. Im Falle der Zu- 
rückweisung an das Gericht des unteren Rechts- 
zuges beträgt die Vergütung für das weitere 
Verfahren vor dem Gericht des unteren 
Rechtszuges fünfundzwanzig Deutsche Mark. 

(3) Die Vergütung ermäßigt sich auf die 
Hälfte, wenn sich das Verfahren ohne Sach- 
entscheidung erledigt oder die Beiordnung vor 
einer Sachentscheidung endet. Die Ermäßigung 
unterbleibt, wenn der beigeordnete Rechtsan- 
walt zu dem ärztlichen Gutachten bereits 
Stellung genommen hatte. 

(4) Außer der Vergütung erhält der Rechts- 
anwalt Ersatz seiner Auslagen nach den Vor- 
schriften der Gebührenordnung für Rechtsan- 
wälte. Ist ein nicht bei dem Amtsgericht zu- 
gelassener Rechtsanwalt beigeordnet, so erhält 
er außerdem Reisekosten und Tagegelder für 
die Reise nach dem Sitz des Gerichts. 

(5) Auf Verlangen des Rechtsanwalts oder 
der Staatskasse ist der dem Rechtsanwalt zu 
erstattende Betrag vom Amtsgericht festzu- 
setzen. 

(6) Ist das Verfahren außergewöhnlich 
schwierig und umfangreich, so kann das Ge- 
richt auf Antrag die Vergütung des Rechts- 
anwalts bis zu einem Betrage von hundert 
Deutsche Mark für jeden Rechtszug erhöhen. 

(7) Gegen die Entscheidung des Gerichts in 
den Fällen des Absatzes 5 und des Absatzes 6 
ist die sofortige Beschwerde zulässig. 


§ 22 

Bis zu einer anderweitigen gesetzlichen Re- 
gelung können auf Grund des § 7 der Aus- 
länderpolizeiverordnung vom 22. August 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1053), auf Grund der 
Verordnung zur Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 1. Dezember 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1721) und in den Ländern Ham- 
burg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, in dem 
Gebiet der früheren Länder Baden und Würt- 
temberg-Hohenzollern sowie in dem bayeri- 
schen Kreise Lindau auch auf Grund des § 20 
der Verordnung über Fürsorgepflicht vom 
13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 100) 
Freiheitsentziehungen und Freiheitsbeschrän- 
kungen angeordnet werden. Das Grundrecht 
der Freiheit der Person nach Art. 2 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepu- 
blik Deutschland wird insoweit eingeschränkt. 

§ 23 

(1) Dieses Gesetz tritt am 

1954 in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten Vorschriften, die das von diesem Gesetz 
umfaßte Gebiet betreffen, außer Kraft. 

(3) § 22 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1954 außer Kraft. 

§ 24 

(1) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bei den Verwaltungsgerichten anhängigen Ver- 
fahren, die eine Unterbringung im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 betreffen, gehen in der Lage, in 
der sie sich befinden, auf die nach diesem Ge- 
setz zuständigen Gerichte über. 

(2) Für die Erhebung der Gerichts- und 
Rechtsanwaltskosten ist das Verfahren vor 
dem abgebenden Gericht als Teil des Verfah- 
rens vor dem übernehmenden Gericht zu be- 
handeln. 

§ 25 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin, und zwar § 22 mit der Maß- 
gabe, daß Freiheitsentziehungen und Freiheits- 
beschränkungen auf Grund des § 20 der Ver- 
ordnung über Fürsorgepflicht vom 13. Februar 
1924 auch Im Land Berlin angeordnet wer- 
den können. 
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Begründung 


Art. 104 Abs. 1 und 2 GG bestimmt: 

1 . 

„(1) Die Freiheit der Person kann nur 
auf Grund eines förmlichen Gesetzes und 
nur unter Beachtung der darin vorgeschrie- 
benen Formen beschränkt werden. Festge- 
haltene Personen dürfen weder seelisch 
noch körperlich mißhandelt werden. 

(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer 
einer Freiheitsentziehung hat nur der 
Richter zu entsclieiden. Bei jeder nicht auf 
richterlicher Anordnung beruhenden Frei- 
heitsentziehung ist unverzüglich eine rich- 
terliclie Entscheidung herbeizuführen. Die 
Polizei darf aus eigener Machtvollkommen- 
heit niemanden länger als bis zum Ende 
des Tages nach dem Ergreifen In eigenem 
Gewahrsam halten. Das Nähere Ist gesetz- 
lich zu regeln.“ 

Der vorliegende Entwurf enthält diese nähere 
gesetzliche Regelung. 

1. Er behandelt, mit Ausnahme der §§ 12 
und 22, nur das gerichtliche Verfahren bei 
Freiheitsentziehungen. Das materielle Unter- 
bringungsreclit wird hierdurch grundsätzlicli 
nicl'it berührt. Der Entwurf geht vielmehr 
davon aus, daß das materielle Recht im Rah- 
men und mit den Beschränkungen des Art. 104 
Abs. 1 GG weltcrgilt, mag es sich dabei um 
Bundesrecht oder um Landesrecht handeln. 

Die Regelung des materiellen Rechts durch 
Bundesgesetz erscheint für viele der vom Ge- 
setz erfaßten Fälle der Unterbringung im 
übrigen auch nicht möglich. Der Entwurf 
geht davon aus, daß sida Art. 104 GG, wie 
sich aus seiner Entstehungsgeschichte ergibt, 
nur auf Freiheitsentziehungen durch die öf- 
fentliche Gewalt bezieht. Bei diesen Freiheits- 
entziehungen stehen aber häufig Gesichts- 
punkte des allgemeinen materiellen Polizei- 
rechts im Vordergrund, das zu regeln der 
Bundesgesetzgeber nicht befugt ist. 

Dieser Ausgangspunkt des Entwurfs ist auch 
der Grund dafür, daß er weder die materiel- 
len nodi die verfahrensredatlichen Voraus- 
setzungen einer nicht durch die öffentliche 
Gewalt vorgenommenen Unterbringung in 
einer Anstalt behandelt. Diese Insbesondere 


für die Unterbringung von Geisteskranken 
in einer Heil- und Pflegeanstalt bedeutsamen 
Fragen werden in einem besonderen in Vor- 
bereitung befiiadlidaen Irrenfürsorgegesetz zu 
behandeln sein. 

2. Der Entwurf regelt nur das Verfahren bei 
Freiheitsentziehungen. Die Freiheitsentzie- 
hung läßt er grundsätzlich nur bei ridater- 
lldaer Entscheidung zu, wie es Art. 104 Abs. 2 
GG verlangt. Dagegen regelt der Entwurf 
nicht das geridatlidae Verfahren bei der An- 
fedatung von Verwaltungsakten, die eine 
Freiheltsbesdaränkung anordiaen. Die Gründe 
hierfür sind folgende: 

Das Grundgesetz fordert die Glelchbehand- 
lung von Freiheitsentziehung und Freiheits- 
besdaränkung nidat. Es verstößt nicht gegen 
rechtsstaatliche Gesichtspunkte, die Freiheits- 
beschränkung nidat von einer vorherigen 
richterlichen Anordnung abhängig zu machen, 
sofern überhaupt die Möglichkeit einer rich- 
terlichen Nachprüfung durch unabhängige 
Geridate gegeben ist. Die Erfordernisse der 
Verwaltungspraxis, die nach Möglichkeit nicht 
ersdawert werden sollte, dürfen es vielmehr 
geboten erscheinen lassen, die Freiheitsbe- 
schränkung nidat denselben Voraussetzungen 
zu unterwerfen, wie sic Art. 104 Abs. 2 GG 
lediglich für die Freiheitsentziehung verlangt. 
Freiheitsbeschränkungen, die nidat Freiheits- 
entziehungen sind, kommen In der Verwal- 
tungspraxis häufig vor. So wird aus scudacn- 
polizeilidaen Gesichtspunkten die Absonde- 
rung kranker und krankhelts- oder anstek- 
kungsverdäduiger Personen angeordnet. 
Sdaulkinder, die In Behausungen leben, in 
denen ansteckende Erkrankungen vorgekona- 
men sind, werden zeitweilig vom Sdaulbesuch 
fcrngehalten; kranken und krankhelts- oder 
ansteckungsverdächtigen Personen, die ob- 
dachlos oder ohne feste Wohnung sind, wird 
eine Besdaränkung in der Wahl des Aufent- 
haltes auferlegt. Aus gesundheitspolizeilidaen 
Gründen wird eine Person einem Heilverfah- 
ren unterworfen, ohne daß ihr dabei die 
Freiheit völlig entzogen wird. Es han- 
delt sich hierbei im weseiatlidien um Maß- 
nahmen, die nur vorübergehende Bedeutung 
haben und vielfach schon erledigt sind, wenn 
sie vor den Richter gebradat würden. Zu er- 
wähnen ist ferner der Fall, daß seudaenpoli- 
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zeillche Gesichtspunkte die Absonderung der 
Bewohner ganzer Ortsteile erforderlich ma- 
chen. Wollte man in all diesen Fällen eine 
vorherige richterliche Entscheidung, wie der 
Entwurf sie bei Freiheitsentziehung vorsieht, 
fordern, so würde das zu einer außerordent- 
lichen Belastung der Gerichte führen, die 
sachlich nicht zu rechtfertigen ist und auch 
durch das Interesse des einzelnen Staatsbür- 
gers nicht verlangt wird. 

Es sprechen also sowohl die Interessen der 
Verwaltung als auch das Interesse, die Ge- 
richte vor nicht durch das Grundgesetz ge- 
botenen Belastungen zu schützen, dafür, Frei- 
heitsbeschränkungen nicht von der vorheri- 
gen gerichtlichen Entscheidung abhängig zu 
machen, an der die Betroffenen regelmäßig 
uninteressiert sind. Vielmehr erscheint es aus- 
reichend, wenn die Betroffenen die nach den 
Verwaltungsgerichtsgesetzen stets vorgese- 
hene Möglichkeit haben, die rlditerliche Ent- 
scheidung gegen die Anordnung der Frei- 
heitsbeschränkung anzurufen. 

3. Art. 104 Abs. 2 GG verlangt, daß über 
die Freiheitsentziehung „der Richter“ zu ent- 
scheiden hat, läßt es aber offen, ob hiermit 
der ordentllclie Richter oder der Verwal- 
tungsrichter gemeint sein soll. Wenn der 
Wortlaut der Vorschrift es auch zuläßt, die 
Zuständigkeit zur Anordnung von Freiheits- 
entziehungen den Verwaltungsriclatern zu 
übertragen, so geht doch aus der Entstehungs- 
geschichte des Art. 104 Abs. 2 GG hervor, 
daß man im Parlamentarischen Rat vorwie- 
gend die Einsdialtung der ordcntlidaen Ge- 
richte bezweckt hat. Der Entwurf sdiließt 
sich der letzteren Auffassung an. Maßgebend 
hierfür ist die Erwägung, daß die Bezirke 
der Verwaltungsgerichte oftmals sehr groß 
sind (in einzelnen Ländern besteht nur ein 
Verwaltungsgericht erster Instanz), so daß 
bei einer Zuständigkeit der Verwaltungs- 
geridite keine hinreldaende Gewähr bestehen 
würde, daß eine Entscheidung über eine Frei- 
heitsentziehung mit der in soldien Fällen in 
besonderem Maße erforderlichen Beschleuni- 
gung ergehen könnte. Fllnzu kommt, daß die 
zu behandelnden Tatbestände in der Regel 
den den ordentlichen Gerichten zugewiesenen 
Geschäften näher stehen als den den Verwal- 
tungsgerichten obliegenden Aufgaben; insbe- 
sondere dürfte es aber auch dem Rechtsbe- 
wußtsein des Volkes entsprechen, daß Ver- 
fahren, in denen es sicli um die Entziehung 
der Freiheit handelt, von den ordentlidien 
Gerichten behandelt werden. 


II. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs 
Ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1 

Die Vorschrift grenzt den Begriff der Frei- 
heitsentziehung im Sinne des vorliegenden 
Gesetzes ab. Fiierbei wird davon abgesehen, 
eine abstrakte Begriffsbestimmung zu geben, 
da es nicht möglicli ersclieint, eine klare ab- 
strakte Grenzlinie zwischen Freiheitsentzie- 
hung und Freiheitsbescliränkung zu finden. 
Der Unterschied zwischen Freiheitsentziehung 
und Freiheitsbeschränkung Ist kein begriff- 
licher, sondern lediglich ein gradueller. Es 
kann im Einzelfall sehr zweifelhaft sein, ob 
eine Freiheitsentziehung, über die die ordent- 
liclien Gericlite zu entscheiden haben, oder 
nur eine Freiheitsbeschränkung, gegen die 
nach dem geltenden Recht vor den Verwal- 
tungsgeriditen Recht zu suchen ist, vorliegt. 
Daraus können sich unerwünschte Kompe- 
tenzkonflikte ergeben, wenn in ein und dem- 
selben Falle das Verwaltungsgericht das Vor- 
licgen einer Freiheitsentziehung und das or- 
dentliche Gericht das Vorlicgcn einer Frei- 
heitsbeschränkung als gegeben an.sehcn würde. 
Audi den Verwaltungsbehörden könnten 
hierdurch in ihrer täglichen Arbeit erhebliche 
Schwierigkeiten entstehen. 

Diese Schwierigkeiten werden aber behoben, 
wenn man die Fälle der Freiheitsentziehung, 
die von dem Gesetz erfaßt werden sollen, 
enumerativ bestimmt. Verwaltungsbehörden 
und Gerichte können dann über ihre Zu- 
ständigkeiten und Befugnisse nicht im Zweifel 
sein. Deshalb zahlt der Entwurf die Fälle 
von Freiheitsentziehungen, die Art. 104 
Abs. 2 GG erfassen wollte, ausdrücklich auf. 
Er knüpft dabei, ohne ihn ausdrücklich zu 
erwähnen, an den Begriff der Einsdiließung 
oder Elnspcrrung an. Alle übrigen Fälle von 
Beeinträchtigungen der persönlichen Bewe- 
gungsfreiheit, in denen keine Einschließung 
oder Einsperrung der Betroffenen vorliegt, 
sind nicht Freiheitsentziehungen, sondern le- 
diglich Freiheitsbeschränkungen. 

Im Buchst, a des § 1 werden die Fälle der 
typischen Freiheitsentziehung: die zwangs- 
weise Unterbringung in einem Gefängnis, 
einem Fiaftraum (z. B. einer Haftanstalt oder 
Polizeiwache), einem Arbeitshaus, einer ab- 
gescl’ilossenen Verwahrsanstalt oder einer ab- 
gesclilossenen Anstalt der Fürsorge genannt. 
Dem Sinn der Vorschrift entsprechend soll 
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damit nicht nur die Unterbringung in festen 
Häusern, sondern auch die Unterbringung In 
Lagern erfaßt werden. Damit wird Mißbräu- 
chen vorgebeugt, wie sie die in der Nazizeit 
übliche sicherheitspollzeilidie Schutzhaft dar- 
stellten und die zu verhindern nach den Er- 
örterungen Im Parlamentarischen Rat der be- 
sondere Zweck des Art. 104 Abs. 2 GG war. 

Von Buchst, b wird sodann die Gruppe von 
Fällen erfaßt, die häufig Gegenstand von Er- 
örterungen In der Tages- und Fachpresse ge- 
wesen sind: die Unterbringung von Geistes- 
kranken, Geistesschwachen oder Rauschgift- 
oder Alkoholsüchtigen In einer abgeschlosse- 
nen Krankenanstalt oder abgeschlossenen Ab- 
teilung einer Krankenanstalt, Insbesondere 
einem abgeschlossenen Teil einer Heil- und 
Pflegeanstalt oder Entziehungsanstalt für 
Rauschgift- oder Alkoholsüchtige. Gerade in 
diesen Fällen besteht, wie die Erfahrung ge- 
zeigt hat, die Gefahr des Mißbrauchs und da- 
her die Notwendigkeit, die Unterbringung 
in einer solchen Anstalt nur auf Grund eines 
ordentlichen gerichtlichen Verfahrens anzu- 
ordnen. 

Zweifelhaft kann sein, ob auch in den übrigen 
von Budist. b erfaßten Fällen das Bedürfnis, 
die Unterbringung von einer richterlichen 
Anordnung abhängig zu maclien, in gleicliem 
Maße wie in den vorerwähnten Fällen gege- 
ben ist. Hierbei handelt es sich um die Unter- 
bringung auf Grund der zur Bekämpfung 
von übertragbaren Krankheiten und von Ge- 
schlechtskrankheiten erlassenen Vorschriften, 
sofern damit eine Einschließung oder Einsper- 
rung verbunden ist. In der Regel wird die 
Unterbringung von Infektionskranken in 
einem Krankenhaus oder einer besonderen 
Krankenabteilung auf behördliche Anord- 
nung nicht mit einer Einschließung oder Ein- 
sperrung verbunden sein. Die Isolierstationen 
sind In der Regel nicht abgeschlossene Abtei- 
lungen; die Unterbringung in einer solchen 
wird daher keine Freiheitsentziehung sein. 
Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß, 
wenn Im Einzelfall eine Einsperrung oder 
Einschließung von Infektionskranken in einer 
abgeschlossenen Krankenanstalt oder einer 
abgesclilossenen Krankenabteilung vorgenom- 
men wird, es sich um eine Freiheitsentziehung 
handelt, über die dann nach Art. 104 Abs. 2 
GG nur der Richter zu entscheiden hat. Des- 
wegen konnte der Entwurf von der Einbe- 
ziehung dieser Fälle in das gerichtliche Ver- 
fahren nicht absehen. 


Zu § 2 

Nach § 2 Abs. 1 entscheidet über die Ent- 
ziehung der Freiheit einer Person das Amts- 
gericht im Verfahren der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit. Durch die Fassung der Vor- 
schrift wird klargestellt, daß sich das Gericht 
bei seiner Entscheidung nicht etwa nur auf 
eine Nachprüfnug der Rechtmäßigkeit der 
Anordnung der Verwaltungsbehörde zu be- 
schränken, sondern daß es selbst die Entzie- 
hung der Freiheit anzuordnen hat. 

Das Gericht wird nur auf Antrag der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde tätig. Welche 
Behörde im einzelnen Falle zuständig ist, be- 
stimmt sich nach den geltenden gesetzlichen 
Vorschriften oder, beim Fehlen von solchen, 
nach der Aufgabenverteilung zwischen den 
Verwaltungsbehörden. 

Um jeden Anklang an das Strafverfahren zu 
vermelden, werden die Vorschriften des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit für anwendbar 
erklärt (Abs. 1). Dabei Ist von besonderer 
Bedeutung die Vorschrift des § 12 RFGG, 
wonach das Gericht von Amts wegen die zur 
Feststellung der Tatsachen erforderlichen Er- 
mittlungen anstellen und die geeignet erschei- 
nenden Beweise zu erheben hat. 

Abs. 2 begrenzt den Anwendungsbereich des 
Gesetzes. Freiheitsentziehungen, die nach 
bundesrechtlicher Regelung schon jetzt nur 
auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung 
zulässig sind oder bei denen durch künftige 
Bundesgesetzc das gerichtliche Verfahren ab- 
weichend geregelt wird, werden durch den 
vorliegenden Entwurf nicht betroffen, vor- 
ausgesetzt, daß die Regelung den Anforde- 
rungen des Art. 104 Abs. 2 GG entspricht. 
Es fallen also Insbesondere nicht unter das 
Gesetz Freiheitsentziehungen, die in einem 
gerichtlichen Strafverfahren angeordnet wer- 
den, oder Freiheitsentziehungen, die vom 
Vormundsdiaftsgericht gemäß § 1838 BGB 
oder auf Grund des Reichsjugendwohlfahrts- 
gesetzes vom 9. Juli 1922 (RGBl. I S. 633) 
in der Fassung der Verordnung vom 4. No- 
vember 1932 (RGBl. I S. 522) angeordnet 
werden (Fürsorgeerziehung). Schließlich be- 
stimmt sich auch die Vollstreckung eines 
Haftbefehls im Zivilprozeßverfahren (vgl. 
§§ 901 ff., 918, 933 ZPO) nicht nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes. Dagegen sollen lan- 
desrechtliche Vorschriften, durch die bereits 
das gerichtliche Verfahren bei Freiheitsent- 
ziehungen geordnet ist, nicht neben den 
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Vorschriften des vorliegenden Entwurfs fort- 
gelten (vgl. § 23 Abs. 2 des Entwurfs). In 
Zukunft soll im gesamten Bundesgebiet die 
Freiheit einer Person im Rahmen der gelten- 
den Gesetze nur durch ein einheitlich geregel- 
tes gerichtliches Verfahren entzogen werden 
können. Die Zuständigkeit des Bundes zur 
umfassenden Regelung dieser Frage ergibt 
sidi aus Art. 74 Nr. 1 GG, wonach sich die 
konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis des 
Bundes auf das gerichtliche Verfahren er- 
streckt. 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt die örtliche Zuständig- 
keit. Danach soll grundsätzlich zuständig sein 
das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Per- 
son, der die Freiheit entzogen werden soll, 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für den 
Fall, daß sie keinen gewöhnlichen Aufenthalt 
im Geltungsbereich des Gesetzes hat (z. B. 
weil es sich um einen durchreisenden Auslän- 
der handelt), oder für den Fall, daß der ge- 
wöhnliche Aufenthalt nicht feststellbar ist 
(z. B. weil die Personalien eines ortsfremden 
Geisteskranken nidit bekannt sind), soll das 
Amtsgericht zuständig sein, in dessen Bezirk 
das Bedürfnis für die Freiheitsentziehung her- 
vortritt. Mit Rücksicht auf die möglichst ein- 
fache Zusammenarbeit zwischen Gericht und 
Anstalt, die auch im Interesse des Unterge- 
brachten selbst liegen dürfte, soll, wenn der 
Betroffene sidi — sei es beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, sei es später auf Grund eines 
vor gerichtlicher Entscheidung erfolgten Ein- 
greifens der Verwaltungsbehörde — bereits 
in Verwahrung einer Anstalt befindet, das 
Amtsgericht zuständig sein, in dessen Bezirk 
die Anstalt liegt. § 3 Abs. 2 ist dem 5 68 
RJWG nachgebildet. 

Das nach § 3 Abs. 1 oder 2 zuständige Gc- 
ridit soll jedoch die Befugnis haben, nach 
Anhörung der zuständigen Verwaltungsbe- 
hörde aus wichtigem Grund die Sache an ein 
anderes Gericht abzugeben. Für den Fall, daß 
sich die Gerichte nicht einigen, ist ein Verfah- 
ren entsprechend dem § 46 Abs. 2 RFGG 
vorgesehen. Landesrechtliche Vorschriften, 
die auf Grund des § 199 RFGG erlassen sind, 
gelten gemäß § 2 Abs. 1 auch im Rahmen 
des § 3 Abs. 3 dieses Gesetzes. 

Zu § 4 

Da die Freiheitsentziehung eine tief einschnei- 
dende Maßnahme darstellt, erscheint es ge- 


boten, der Person, der die Freiheit wegen 
Geisteskrankheit entzogen werden soll, stets 
einen Rechtsanwalt beizuordnen, wenn nidit 
schon ihre Vertretung durch einen Rechtsan- 
walt auf andere Weise slchcrgestellt ist 
(Abs. 1). Dagegen erscheint die Beiordnung 
eines Rechtsanwalts in den Verfahren, welche 
die Unterbringung eines Alkohol- oder 
Rauschgiftsüchtigen betreffen, nicht in jedem 
Falle erforderlich, da diese Personen regel- 
mäßig noch in der Lage sein werden, ihre 
Interessen selbst in ausreichendem Maße 
wahrzunehmen. Deshalb sieht der Entwurf 
in diesen Fällen die Beiordnung eines Rechts- 
anwalts nur dann vor, wenn es zur Wahr- 
nehmung der Interessen des Unterzubringen- 
den erforderlich erscheint (Abs. 2). 

Wie die Erfahrung gelehrt hat, ist die Bei- 
ordnung eines Rechtsanwalts wegen der be- 
sonderen Eilbedürftigkeit der Maßnahmen 
nicht durchführbar, wenn die Unterbringung 
auf Grund einstweiliger oder vorläufiger 
Anordnungen erfolgt. Liier wird vielfach ein 
Anwalt nicht sofort erreichbar sein. Auch 
würde er wohl kaum Zeit haben, sidi für 
die Vertretung des Unterzubringenden vor- 
zubereiten. Deshalb bestimmt § 4 Abs. 3 ent- 
sprechend der geriditlichen Praxis, die sich 
zu § 10 des niedersächsischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung vom 
21. März 1951 (GVBl. S. 79) gebildet 
hat, daß eine einstweilige oder vorläufige An- 
ordnung schon ergehen kann, bevor dem 
Unterzubringenden ein Rechtsanwalt beige- 
ordnet ist. 

Zu § 5 

§ 5 stellt den Grundsatz auf, daß der Be- 
troffene in dem gerichtlichen Verfahren per- 
sönlich gehört werden muß (Abs. 1). Über- 
flüssig erscheint die Anhörung jedoch, wenn 
nach ärztlichem Urteil eine Verständigung 
mit dem Anzuhörenden wegen seines Geistes- 
zustandes nicht mÖglidi ist. Ferner hat die 
Erfahrung gezeigt, daß bei gev/issen Formen 
von Geisteskrankheit (Verfolgungsideen) die 
Anhörung durch das Gericht eine Verschlim- 
merung des Krankheitszustandes herbeifüh- 
ren kann. In diesen Fällen soll die Anhörung 
unterbleiben können. Das gleiche soll für die 
Fälle gelten, in denen der Anzuhörende an 
einer übertragbaren Krankheit im Sinne der 
Verordnung zur Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 1. Dezember 1938 (RGBl. I 
S. 1721) leidet. In diesen Fällen ist dem Be- 
troffenen, der nicht bereits einen gesetzlichen 
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Vertreter in den persönlichen Angelegenhei- 
ten hat oder nicht bereits durch einen Rechts- 
anwalt vertreten wird, ein Reclitsanwalt bei- 
zuordnen (Abs. 2 Satz 2). 

Einem gesetzlichen Vertreter des Unterzu- 
bringenden in den persönlichen Angelegen- 
heiten ist in dem Verfahren Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Um Mißbräuchen 
vorzubeugen, erscheint es geboten, bei Per- 
sonen, die unter elterlicher Gewalt stehen, 
grundsätzlicli jeden Eltcrnteil zu beteiligen. 
Ebenso ist es, wenn der Betroffene verhei- 
ratet ist, und die Ehegatten nicht dauernd 
getrennt leben, angesichts der durch die Ehe 
begründeten Lebensgemeinschaft angebracht, 
den Ehegatten zu hören (Abs. 3). 

Die Unterbringung des Betroffenen in einer 
abgeschlossenen Krankenanstalt oder einer 
abgeschlossenen Krankenabteilung darf nur 
nach Anhörung eines ärztlidien Sachverstän- 
digen angeordnet werden. Die Unterbringung 
in einem abgeschlossenen Teil einer Heil- und 
Pflegeanstalt oder Entziehungsanstalt für 
Suchtkranke darf nur nadi Anhörung minde- 
stens eines in der Psychiatrie erfahrenen Arz- 
tes, der den Unterzubringenden untersucht 
hat, und des Amtsarztes angeordnet werden 
(Abs. 4). 

Zu § 6 

Die Vorschrift regelt das bei der Beiordnung 
eines Rechtsanwalts nadi § 4 oder § 5 Abs. 2 
Satz 2 maßgebende Verfahren und den Zeit- 
punkt, in dem die Beiordnung endet. 

Zu § 7 

Die Entscheidung des Gerichts ergeht durch 
Beschluß. Der Beschluß ist mit Gründen zu 
versehen (Abs. 1). 

Die Abs. 2 und 3 grenzen den Kreis der Per- 
sonen, denen die Entscheidung bekanntzu- 
maclien ist, eindeutig ab. Die allgemeinen 
Vorschriften des § 16 RFGG über die Be- 
kanntmachung von Entscheidungen greifen 
insoweit niclit durch. Da die Bekanntmachung 
der Entscheidung an den Unterzubringenden 
unter Umständen für seinen Gesundheitszu- 
stand nachteilige Folgen haben kann, gibt § 7 
Abs. 4 die Möglichkeit, von einer Bekannt- 
machung an ihn abzusehen. 

Im Interesse des Untcrzubrlngenden sclireibt 
§ 7 Abs. 5 zwingend vor, daß der Bekannt- 
macliung eine Rechtsmittelbelehrung beizu- 
fügen ist. 


Zu § 8 

§ 8 Abs. 1 läßt gegen die Entscheidung des 
Amtsgerichts die sofortige Beschwerde zu 
(vgl. § 22 RFGG). 

Abs. 2 regelt die Beschwerdeberechtigung im 
allgemeinen, während Abs. 3 entsprechend 
dem § 59 RFGG das Beschwerderecht des 
Kindes und des Mündels behandelt. 

Abs. 4 dient einem praktischen Bedürfnis, 
das sicli bei Anwendung des hessischen Ge- 
setzes über die Entziehung der Freiheit gei- 
steskranker, geistessdiwacher, rauscligift- oder 
alkoholsüchtiger Personen vom 19. Mai 1952 
(GVBl. S. 111) in den Fällen ergeben hat, in 
denen die Freiheitsentziehung nicht von dem 
Gericht angeordnet worden ist. In dessen Be- 
zirk die Anstalt Hegt. Abs. 4 erleichtert ge- 
genüber dem § 29 Abs. 1 RFGG dem Be- 
troffenen die Einlegung der weiteren Be- 
schwerde. 

Die weitere Beschwerde nach dem Reichsge- 
setz über Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ist eine Reditsbeschwerde 
(vgl. § 27 RFGG); deshalb Ist im Verfahren 
über die weitere Beschwerde eine persönlidie 
Anhörung des Betroffenen und sonstiger 
Beteiligter, wie sie in § 5 Abs. 1 bis 4 vor- 
gcschrieben ist, nicht erforderlich (Abs. 5). 

Zu § 9 

Nach § 24 Abs. 1 RFGG hat die Beschwerde 
nur dann aufschiebendc Wirkung, wenn sie 
gegen eine Verfügung gerichtet ist, durch 
die eine Strafe festgesetzt wird. Es erscheint 
nicht zweckmäßig. Im Verfahren über die 
Zulässigkeit einer Freiheitsentziehung diese 
Regelung beizubehalten. Vielmehr soll eine 
die Freiheitsentziehung anordnende Entschei- 
dung erst dann wirksam werden, wenn sie 
rechtskräftig geworden ist (Satz 1). Aller- 
dings muß dem Geridit die Möglichkeit ge- 
geben werden, Im einzelnen Fall die sofor- 
tige Wirksamkeit der Entscheidung anzuord- 
nen (Satz 2). 

Satz 3 stellt klar, daß die Vollziehung der 
wirksamen Entscheidung der zuständigen 
Verwaltungsbehörde obliegt. 

Zu § 10 

Das Gericht soll von Zeit zu Zeit prüfen, 
ob eine Freiheitsbeschränkung noch erforder- 
lich ist. Deshalb Ist ln § 10 Abs. 1 vorge- 
schrieben, daß schon in der Entscheidung, 
durch die eine Freiheitsentziehung angeord- 
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net wird, eine Frist bestimmt wird, inner- 
halb derer von Amts wegen eine erneute 
Prüfung vorgenommen werden muß, und in 
§ 10 Abs. 3 bestimmt, daß der Betroffene 
zu entlassen ist, falls innerhalb der Frist die 
Fortdauer der Freiheitsentziehung nicht an- 
geordnet ist. 

Eine bestimmte Frist, die für alle in Betracht 
kommenden Falle geeignet wäre, läßt sidi 
nicht angeben. Die Frist wird länger sein, 
wenn es sich um die Einweisung eines ge- 
meingefährlichen Geisteskranken in eine Heil- 
und Pflegeanstalt handelt, als bei einer Ein- 
weisung eines Rauschgiftsüchtigen ln eine 
Entziehungsanstalt. Deshalb soll der Richter 
die Dauer der Frist von Fall zu Fall be- 
stimmen. Sie soll in der Regel nicht mehr 
als ein Jahr, im Falle voraussichtlich lange 
dauernder Geisteskrankheit nicht mehr als 
zwei Jahre betragen (Abs. 2). Häufig wird 
eine erheblich kürzere Frist genügen, z. B. 
bei Zwangseinweisung eines Geschlechtskran- 
ken in eine abgeschlossene Krankenanstalt. 

Zu § 11 

Auch dann, wenn die Freiheitsentziehung 
rechtskräftig angeordnet und die Frist für 
eine Überprüfung der Angelegenheit noch 
nicht abgelaufen ist, soll das Gericht durch 
§11 verpflichtet werden, von Amts wegen 
seine Entscheidung aufzuheben, wenn eine 
weitere Freiheitsentziehung nicht mehr erfor- 
derlich ist; denn eine Entziehung der per- 
sönlichen Freiheit darf nur solange aufrecht- 
erhalten bleiben, als sie notwendig ist. 

Aus § 11 Abs. 2 folgt die Verpflichtung des 
Gerichts, Anträge der nach § 7 Abs. 2 am 
Verfahren Beteiligten auf Aufhebung seiner 
Entscheidung grundsätzlich in jedem Falle 
zu prüfen und zu bescheiden. Allerdings 
soll das Gericht nicht auf Jeden Antrag des 
Betroffenen eine Entscheidung fällen müssen; 
wenn sich aus Form und Inhalt des Antrages 
ergibt, daß mit dem Betroffenen im Hin- 
blick auf seinen Geisteszustand eine Ver- 
ständigung nicht möglich Ist, kann das Ge- 
richt von einem Bescheid absehen. 

Zu § 12 

Die Behandlung der Briefzensur in den An- 
stalten bereitet in der Praxis häufig nicht 
unerhebliche Schwierigkeiten. Es erscheint 
daher, ohne damit die Frage der Briefzensur 
abschließend regeln zu wollen, geboten, im 
Interesse des Untergebrachten sicherzustellen, 


daß gewisse Anträge und Briefe des Unter- 
gebrachten, die für seine rechtliche Stellung 
im Unterbringungsverfahren und seine 
Unterbringung selbst von Bedeutung sein 
können, von der Anstalt nicht zurückgehal- 
ten werden dürfen. 

Zu § 13 

Die Vorschriften, die für die Anordnung 
einer Freiheitsentziehung gelten, müssen in 
gleicher Weise angewandt werden, wenn über 
die Fortdauer einer Freiheitsentziehung ent- 
schieden werden soll. 

Zu § 14 

In § 14 des Entwurfs wird die einstweilige 
Unterbringung behandelt. Nicht in allen 
Fällen wird es für das Geridit, wenn eine 
Freiheitsentziehung beantragt wird, möglich 
sein, sofort über den Antrag zu entscheiden. 
Oftmals wird es erforderlich werden, zunächst 
noch Beweise darüber zu erheben, ob die 
Voraussetzungen für eine Freiheitsentziehung 
gegeben sind. Der wichtigste Fall, daß der 
Unterzubringende In eine Anstalt verbracht 
werden muß, um ein Gutachten über seinen 
Gesundheitszustand herbeizuführen, wird in 
§14 Abs. 1 ausdrücklich genannt. In Fällen 
solcher Art muß die Möglichkeit bestehen, 
für eine beschränkte Zeit eine Freiheitsent- 
ziehung durch einstweilige Anordnung für 
zulässig zu erklären. Darüber hinaus gibt es 
aber noch andere Fälle, in denen das Gericht 
nicht sogleich entscheiden kann, ob die Vor- 
aussetzungen für eine Freiheitsentziehung vor- 
liegen, es aber dennoch erforderlich sein 
kann, den Betroffenen bis zum Abschluß 
der Ermittlungen nicht in Freiheit zu lassen. 
Deswegen läßt § 14 Abs. 1 die einstweilige 
Unterbringung auch aus „anderen Gründen“ 
als zur Vorbereitung eines Gutachtens über 
den Gesundheitszustand zu. Wie in dem 
Fall der einstweiligen Unterbringung zur 
Vorbereitung eines Gutachtens über den Ge- 
sundheitszustand, muß aber auch die aus 
„anderen Gründen“ erforderliche einstwei- 
lige Unterbringung der Prüfung dienen, ob 
die Voraussetzungen für eine endgültige Frei- 
heitsentziehung gegeben sind. 

Einer zu leichtfertigen Handhabung der Vor- 
schrift wird dadurch vorgebeugt, daß die einst- 
weilige Unterbringung in allen Fallen drin- 
gend erforderlich sein muß. 

Auf Grund einer solchen einstweiligen An- 
ordnung darf die Freiheitsentziehung jedoch 
höchstens sechs Wochen dauern. 
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Darüber Hinaus muß aber die Möglichkeit ge- 
geben sein, in gewissen Fällen eine Person 
auch nach Ablauf von sechs Wochen festzu- 
halten. Eine endgültige Entscheidung wird 
häufig noch nicht möglich sein, weil das ärzt- 
liche Gutachten erst nach Ablauf einer sechs- 
wöchigen Beobachtungszelt erstattet werden 
kann. Deshalb gestattet § 14 Abs. 2 dem Ge- 
richt, durch weitere einstweilige Anordnung 
die Dauer der Freiheitsentziehung zu verlän- 
gern. Diese zweite einstweilige Anordnung 
darf aber erst nach Anhörung eines ärztlichen 
Sachverständigen erfolgen. Die Gesamtdauer 
der Freiheitsentziehung auf Grund einstwei- 
liger Anordnungen darf jedoch insgesamt die 
Dauer von drei Monaten nicht übersteigen. 
Ist nach Ablauf von drei Monaten die Frei- 
heitsentziehung noch nicht gemäß § 7 des Ent- 
wurfs für zulässig erklärt, so muß der Fest- 
gehaltene freigelassen werden. 

Auch Im einstweiligen Anordnungsverfahren 
sind die Vorschriften über die Anhörung des 
Betroffenen, über die Begründung und Be- 
kanntmachung der Entscheidung und über die 
Beschwerde anzuwenden. Die Anhörung des 
Betroffenen kann jedoch außer im Falle des 
§ 5 Abs. 2 auch bei Gefahr im Verzug unter- 
bleiben, muß in diesem Falle jedoch nachgeholt 
werden, sobald dies möglich Ist. 

Ebenso wie eine endgültige Entscheidung (vgl. 
§11 Abs. 1) muß auch eine einstweilige An- 
ordnung aufgehoben werden, sobald die Frei- 
heitsentziehung nicht mehr erforderlich ist. 
Das wird durch die Erwähnung des § 11 in 
§ 14 Abs. 3 klargestcllt. Die einstweilige An- 
ordnung muß ferner aufgehoben werden, so- 
bald eine Entscheidung In der Sache nach § 7 
ergangen ist. 

Abs. 4 stellt klar, daß eine einstweilige An- 
ordnung auch in den Verfahren erlassen wer- 
den kann, in denen über die Fortdauer einer 
Freiheitsentziehung entschieden wird. 

Zu § 15 

Die Vorschrift behandelt die Herbeiführung 
der richterlichen Entscheidung in den Fällen 
der vorläufigen Festnahme. 

Das Grundgesetz regelt das Recht der vorläu- 
figen Festnahme in Art. 104 Abs. 3 nur für 
das Strafverfahren. Es kann sich aber auch 
außerhalb des Strafverfahrens die Notwen- 
digkeit ergeben, eine Person zu ihrem Schutze 
oder zum Schutze der Allgemeinheit alsbald 
festzunehmen und in eine Anstalt zu verbrin- 
gen, bevor eine richterliche Entscheidung her- 


beigeführt werden kann (z. B. bei einem plötz- 
lich ausbrechenden Tobsuchtsanfall). 

§ 15 Abs. 1 geht davon aus, daß nach Art. 
104 GG die zuständige Verwaltungsbehörde 
auch ohne richterliche Entscheidung eine solche 
Freiheitsentziehung, deren materielle Voraus- 
setzungen sich aus dem sonstigen Bundes- oder 
Landesrecht ergeben, durchführen kann. Er 
wiederholt den Grundsatz des Art. 104 Abs. 2 
Satz 2 GG, daß in solchem Falle aber unver- 
züglich die richterliche Entscheidung herbeizu- 
führen Ist. Die weitere Bestimmung, daß die 
Freilassung zu erfolgen hat, wenn die Frei- 
heitsentziehung nicht bis zum Ablauf des Ihr 
folgenden Tages durch richterliche Entschei- 
dung nach § 7 oder § 14 für zulässig erklärt 
worden Ist, entspricht der In Art, 104 Abs. 2 
Satz 3 GG für die Polizei getroffenen Rege- 
lung. Es kann zwar zweifelhaft sein, ob 
Art. 104 Abs. 2 Satz 2 GG nur für die Polizei 
oder auch für alle übrigen zu Festnahmen 
berechtigten Verwaltungsbehörden gelten 
sollte. Richtig dürfte wohl die Auffassung 
sein, daß unter „Polizei“ Im Sinne des deut- 
schen Verwaltungsrechts die zur Aufrechterhal- 
tung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung verantwortliche Behörde, also auch 
der Landrat und der Bürgermeister, zu ver- 
stehen ist. Aber selbst wenn man den Begriff 
„Polizei“ in seinem engsten Sinne auffassen 
wollte, so erscheint es doch zulässig und 
zweckmäßig, den in Art. 104 Abs. 2 Satz 4 
GG gebrauchten unbestimmten Begriff „un- 
verzüglich“ durch Gesetz zeitlich festzulegen. 
Es Ist nicht ersichtlich, weshalb die Polizei 
eine Person nur längstens bis zum Ablauf 
des auf die Festnahme folgenden Tages in 
Gewahrsam behalten dürfen sollte, während 
für eine andere zur Festnahme befugte Ver- 
waltungsbehörde, die unter Umständen die 
Festnahme auf dieselben gesetzlichen Vor- 
schriften gründet wie die Polizei, diese Frist 
nicht maßgebend sein sollte. Der Entwurf 
ordnet daher für alle nicht auf richterlicher 
Entscheidung beruhenden Freiheitsentziehun- 
gen, gleichgültig, ob sie von der Polizei oder 
von einer anderen Verwaltungsbehörde an- 
geordnet sind, die Verpflichtung zur Herbei- 
führung der richterlichen Entscheidung und 
die Frist, Innerhalb deren die Freilassung zu 
erfolgen hat, in gleicher Welse. 

Falls der Richter auf Grund der Unterlagen 
nicht rechtzeitig eine Entscheidung gemäß § 7 
oder § 14 treffen kann, kann er gemäß § 15 
Abs. 2 eine vorläufige Anordnung treffen. 
Diese Anordnung soll — entgegen dem § 16 
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RFGG — sdion vor der Bekanntmachung 
wirksam werden (§15 Abs. 2 Satz 3). Binnen 
einer Woche muß aber entweder nach § 7 
oder durch einstweilige Anordnung gemäß 
^ 14 über die Zulässigkeit der Festnahme 
entschieden sein; andernfalls ist der Betrof- 
fene freizulassen (§15 Abs. 1 Satz 2). 

Die vorläufige Anordnung ist unanfechtbar. 
Da sie ohnehin unwirksam wird, wenn nidit 
binnen einer Woche eine Entscheidung nach 
§ 7 oder § 14 ergeht, konnte diese Regelung 
unbedenklich getroffen werden. 

Zu § 16 

Einzelne Landesgesetze (vgl. z. B. § 38 des 
niedcrsächs. Gesetzes über die Öffentliche 
Sicherheit und Ordnung vom 21. März 1951, 
GVBl. S. 79) sehen vor, daß für den Fall 
der Nichtbeitreibbarkeit eines zur Erzwin- 
gung einer Fiandlung festgesetzten Zwangs- 
geldes Zwangshaft angeordnet werden kann. 
Es handelt sich hierbei um Fälle, die unter 
§ 1 Abs. 1 Buchst, a des Entwurfs fallen. Die 
Zwangshaft kann gemäß Art. 104 Abs. 2 GG 
nur vom Richter angeordnet w^erden. Das 
hierbei zu beachtende Verfahren wird in 
§ 16 des Entwurfs geregelt. Es erscheint 
jedoch nicht notwendig, in diesem Verfahren 
die bei sonstigen Freiheitsentziehungen an- 
zuwendenden Verfahrensvorschriften in vol- 
lem Umfange anzuwenden. § 16 beschränkt 
sidi daher darauf, nur die grundlegende Be- 
stimmung des § 2 über das Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, den § 3 (örtliche 
Zuständigkeit), den § 5 Abs. 1 (Anhörungs- 
pflicht), den § 7 Abs. 1 (Entscheidung durch 
begründeten Beschluß), den § 8 Abs. 1 (so- 
fortige Beschwerde), den § 8 Abs. 5 (Wegfall 
der Anhörungspflicht bei weiterer Beschwerde) 
und den § 9 (Wirksamkeit der Entscheidung) 
für anwendbar zu erklären, und ergänzt 
den § 3 noch für den Fall, daß der Betrof- 
fene seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht in 
dem Lande hat, dessen Behörde das Zwangs- 
geld festgesetzt hat. Im übrigen gelten, wie 
sidi aus der Anwendung des § 2 ergibt, in 
diesem Verfahren die allgemeinen Vorschrif- 
ten des Reidisgesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ins- 
besondere auch seine §§ 16, 20, 24 und 26. 
Entgegen der Vorschrift des § 9 Satz 2 des 
Entwurfs wird nach Landesrecht die Zwangs- 
haft nicht immer von der Verwaltungs- 
behörde, sondern auch vom Amtsgeridit 
vollzogen (vgl. z. B. § 38 Abs. 3 des nieder- 


sächs. Ges. vom 21. März 1951). Da insoweit 
ein Bedürfnis für eine bundeseinheitlidie Re- 
gelung nicht bestehen dürfte, erscheint es an- 
gebracht, die Zwangshaft weiterhin nach den 
landcsrechtlidien Vorsdiriften zu vollstrecken. 

Zu § 17 

Durch § 17 wird Vorsorge getroffen, daß 
m allen Fällen, in denen eine Freiheitsent- 
ziehung bereits vor dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes vorgenommen ist und noch fortdauert, 
tunlichst bald eine geriditlidie Entscheidung 
herbeigeführt wird, in der über die Fort- 
dauer der Freiheitsentziehung zu entscheiden 
ist. 

Zu § 18 

§ 18 regelt die Höhe der Geridatskosten. 
Da cs sich um Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit handelt, kommt die Kosten- 
ordnung zur Anwendung. In ihr Ist aber 
keine Gebühr für die Im Entwurf vorgeschla- 
genen Verfahren vorgesehen. Gegen die An- 
wendung des § 120 KostO bestehen Beden- 
ken, da cs sich in dem Entwurf nicht um „in 
landesrechtlichen Vorschriften vorgesehene 
Geschäfte“ handelt. Es bedurfte daher beson- 
derer Kostenvorschriften. Zweifelhaft könnte 
sein, ob sie als selbständige Vorschriften in 
den Entwurf aufgenommen oder im Wege 
der Gesetzesänderung ständiger Bestandteil 
der Kostenordnung werden sollen. Wenn- 
gleich die Tatsache, daß es sich bei den Im 
Entwurf geregelten Verfahren nicht nur um 
vorübergehende, sondern dauernde Vor- 
schriften handelt, die Änderung der Kosten- 
ordnung rechtfertigen würde, hat sich der 
Entwmrf doch für eine Regelung im Gesetz 
selbst entschieden. Maßgebend hierfür war, 
daß es, da das Gesetz nicht nur für Juristen 
von Bedeutung sein wird, zweckmäßig er- 
scheint, Im Interesse der Einheitlichkeit und 
Übersichtlichkeit auch die Kostenvorschriften 
zum ständigen Bestandteil des Gesetzes zu 
machen. 

Zu § 19 

Die Vorschrift stellt klar, wer Kosten- 
schuldner ist. Die den Antrag stellende Be- 
hörde wird regelmäßig im Öffentlidien In- 
teresse tätig werden. Ihr Antrag wird daher 
nicht als Antrag im Sinne des § 2 Nr. 1 
KostO angesehen werden können. Auch die 
Anwendung des § 2 Nr. 2 KostO wird in 
vielen Fällen zweifelhaft sein; denn man 
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wird nicht immer sagen können, daß bei der 
Unterbringung ein Interesse des Betroffenen 
im Sinne des § 2 Nr. 2 KostO im Vorder- 
grund stand. Deswegen wird in § 19 in jedem 
Falle der Betroffene zum Kostenschuldner 
be^^timmt; neben ihm sollen aber auch die 
zu seinem Unterhalt Verpflichteten haften 
(vgl. § 4 KostO). Dagegen soll die Verwal- 
tungsbehörde nicht zur Zahlung von Ge- 
richtsgebühren, wohl aber unter bestimmten 
Voraussetzungen zum Ersatz von Auslagen 
verpflichtet sein. 

Zu § 20 

§ 20 regelt die Gebühren eines in dem Ver- 
fahren tätigen Rechtsanwalts. Da es sich um 
ein Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
handelt, erscheint es angebracht, hierfür grund- 
sätzlich die Landesgebührenordnungen maß- 
gebend sein zu lassen. Zugleich wird klarge- 
stellt, daß außergerichtliche Kosten nicht er- 
stattet \verden. 

Zu § 21 

§ 21 regelt die Vergütung des Rechtsanwalts 
und den Ersatz seiner Auslagen in den Fallen 
der Beiordnung nach §, 4 und §5 Abs. 2 Satz 2 
des Entwurfs ln Angleichung an die §§ 3 ff. 
der niedersächsischen Verordnung über die ge- 
richtlichen Verfahren nach dem Gesetz über 
dic öffentliche Sicherheit und Ordnung vom 
13. Februar 1952 (Nds. GVBL S 14). 

Zu § 22 

Nach Art. 104 Abs. 1 Satz 1 GG kann die 
Freiheit einer Person nur auf Grund eines 
lörmlichen Gesetzes beschränkt werden. Die in 
§ 22 des Entwurfs aufgeführten Rechtsvor- 
schriften dürften diesen Anforderungen nicht 
genügen. Da sie In der Verwaltungspraxis 
jedoch nicht entbehrt w^erden können, erscheint 
cs bis zu ihrem Ersatz durch ein förmliches 
Gesetz zweckmäßig und geboten, sie durch das 
vorliegende Gesetz zu bestätigen und damit 
clbst zum förmlichen Gesetz zu erheben. 

Eine Besonderheit gilt hier für § 20 der Ver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Fe- 
bruar 1924 (RGBl. I S. ioO). Diese Vorschrift 
ist in der amerikanischen Zone durch Art. 2 
des Gesetzes Nr. 14 der amerikanischen Mili- 
tärregierung (Amtsblatt M 2) ausdrücklich 
aufgehoben worden. Es erscheint nicht unbe- 
denklich, eine ausdrücklich aufgehobene Vor- 
schrift ohne erneute Beschlußfassung über 
Ihren Wortlaut wieder aufleben zu lassen. 


Deswegen beschränkt sich § 22 darauf, den 
§ 20 der Verordnung über die Fürsorgepflicht 
nur für die britische und französische Be- 
satzungszone, wo er zur Zeit lediglich nicht 
anwendbar ist, zu bestätigen. 

Die Geltung des § 22 ist bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1954 begrenzt (vgl. § 23 
Abs. 3), da damit gerechnet wird, daß bis zu 
diesem Zeitpunkt die die in § 22 genannten 
Rechtsgebiete behandelnden förmlichen Ge- 
setze erlassen sein werden. 

Zu § 23 

§ 23 bestimmt das Inkrafttreten des 

Gesetzes und das Außerkrafttreten von Vor- 
schriften, die das von dem Gesetz umfaßte 
Gebiet betreffen, d. h. von Vorschriften, die 
das Verfahren bei Freiheitsentziehungen 
regeln. Danach treten im Hinblick auf § 2 
Abs. 2 des Entwurfs (s. o.) nicht außer Kraft 
die bundesrechtlichen Vorschriften, die das ge- 
richtliche Verfahren bei Freiheitsentziehungen 
In .einer den Anforderungen des Art. 104 GG 
genügenden Weise abweichend vom Entwurf 
regeln. Dagegen werden von diesem Gesetz 
umfaßt alle bundesrechtlichen Vorschriften, 
die das Verfahren in einer nicht den Anforde- 
rungen des Art. 104 GG entsprechenden 
Weise regeln, sowie alle landesrechtlichen Vor- 
schriften über das Verfahren bei Freiheitsent- 
ziehungen, gleichgültig, ob sie dem Art. 104 
Abs. 2 GG entsprechen oder nicht (vgl. oben 
zu § 2). 

Von einer Aufzählung der außer Kraft tre- 
tenden Vorschriften im einzelnen ist abgesehen 
worden, weil sie oftmals materielle und ver- 
fahrensrechtliche Normen in sich vereinigen, 
mithin nur eine teilweise Aufhebung möglich 
wäre, die aber nur zu Schwierigkeiten und 
Unklarheiten führen würde. 

Zu § 24 

In einzelnen Teilen der Bundesrepublik sind 
entweder durch die Gesetzgebung oder durch 
die Rechtsprechung die Verwaltungsgerichte 
für zuständig erklärt worden, die den Ge- 
richten bei der Freiheitsentziehung nach 
Art. 104 Abs. 2 GG obliegenden Aufgaben zu 
erledigen. Im Interesse der Einheitlichkeit und 
um Schwierigkeiten bei künftiger Überprü- 
fung von Freiheitsentziehungen zu vermeiden, 
ist es angebracht, die bei den Verwaltungs- 
gerichten anhängigen Verfahren auf die nach 
dem Entwurf für zuständig erklärten Gerichte 
überzuleiten. Verfahren, die bei den Ver- 
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waltungsgeriditen des ersten Reditszuges an- 
hängig sind, gehen also beispielsweise auf die 
Amtsgerichte über. 

Zu § 25 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. Sie 


weist gegenüber der sonst üblichen Form eine 
Besonderheit auf, die sich daraus ergibt, daß 
bei Anwendung des Gesetzes im Lande Berlin 
auch dort Freiheitsentziehungen und Freiheits- 
beschränkungen auf Grund des § 20 der Ver- 
ordnung über Fürsorgepflicht vom 13. Fe- 
bruar 1924 zulässig sein sollen. 


Anlage 2 


Bundesrat 


Bonn, den 27. November 1953 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsformel des Entwurfs ist wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung 
des Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Begründung: 

Die Zustimmungsbedürf tigkeit des Ent- 
wurfs folgt schon aus § 10 Abs. 3 und 
§ 15 Abs. 1, die Bestimmungen enthalten, 
die das Verwaltungsverfahren im Sinne 
von Art. 84 Abs. 1 GG regeln. 

2. Zu § 1 

a) § 1 erhält folgende Fassung: 

„Das gerichtliche Verfahren bei 


des § 1 ist darauf abgestellt, klar zum 
Ausdruck zu bringen, daß das Gesetz 
in Ausführung des Art. 104 Abs. 2 GG 
ergeht. 

3. Zu § 1 a (bisher § 1) 

a) In Abs. 1 werden unter Buchst, b die 
Worte 

„insbesondere einen abgeschlossenen 
T eil einer Heil- und Pflegeanstalt 
oder Entziehungsanstalt für Rausch- 
gift- oder Alkoholsüchtige'' 

gestrichen. 

b) Dem § 1 a wird folgender Abs. 3 an- 
gefügt: 


_en (Art. 104 Abs. 2 
des Grundgesetzes) bestimmt sich nach 
diesem Gesetz, soweit das Bundes- 
recht es nicht abweichend regelt.“ 

b) Der bisherige § 1 wird § 1 a. 
Begründung: 

Die Voranstellung des bisherigen § 2 
Abs. 2 als neuer § 1 ist erforderlich, 
um von vornherein zum Ausdrude zu 
bringen, daß das ganze Gesetz nur In 
den Fällen nicht anwendbar sein soll, 
In denen das Bundesrecht das gericht- 
liche Verfahren bei Freiheitsentziehun- 
gen abweichend regelt. Die Fassung 


„(3) Dieses Gesetz findet keine An- 
wendung auf Geisteskranke und 
Rauschgift- oder Alkoholsüchtige.“ 

c) Die übrigen Bestimmungen des Ent- 
wurfs sind an diese Änderung des § la 
anzupassen. Hierzu wird der Bundes- 
rat alsbald eine Zusammenstellung 
übermitteln. 

Begründung: 

Es besteht kein Bedürfnis dafür, daß 
der Bund das gerichtliche Verfahren 
auch für die Unterbringung geistes- 
kranker und süchtiger Personen 
regelt. 
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Die Länder Bayern, Hamburg, Hessen 
und Niedersachsen haben das Unter- 
bringungsverfahren insoweit bereits 
seit längerer Zeit landesgesetzlich ge- 
regelt, und die Gesetze haben sich nach 
allem, was aus der Praxis bekannt ge- 
worden ist, bewährt. Weitere Länder 
haben solche Gesetze vorbereitet. 

Der Erlaß eines Bundesgesetzes für 
diesen Personenkreis würde eine Um- 
stellung der Verwaltungsbehörden 
und Gerichte erforderlich machen und 
damit zu einer erneuten längeren 
Anlaufzeit führen. Dadurch würde 
nicht nur ein erheblicher Aufwand an 
Arbeitskraft und Kosten bedingt, es 
würde vor allem erneute Unruhe in 
den von dem Gesetz betroffenen Per- 
sonenkreis getragen. 

Die bundesgesetzliche Regelung ist 
nidit zur Wahrung der Rechtseinheit 
erforderlich. Die Sdiwierigkeiten, die 
sich aus einer unterschiedlichen landes- 
gesetzlichen Verfahrensregelung er- 
geben könnten, sind nicht von Bedeu- 
tung, auch kann ihnen auf andere 
Weise abgeholfen werden. Der Bund 
kann auch nur das Verfahrensrecht 
regeln, weil die Zuständigkeit für das 
materielle Unterbringungsrecht bei 
den Ländern liegt. Das materielle und 
das Verfahrensrecht müssen aber, 
wenn man zu einer wirklichen Ord- 
nung dieses Rechtsgebietes kommen 
will, als ein zusammengehöriges Gan- 
zes behandelt werden. Wegen des not- 
wendigen Ineinandergreifens der Vor- 
schriften würde eine bundesgesetzliche 
Regelung nur zur Verwirrung führen. 

Es kommt hinzu, daß die Verfahrens- 
vorschriften der Regierungsvorlage 
teilweise auf einer zu theoretischen 
Betrachtung der mit der Unterbrin- 
gung zusammenhängenden Fragen be- 
ruhen, so daß auch sachlich keine Ver- 
beserung gegenüber dem bestehenden 
Landesrecht erreicht würde. 

4. Zu § 2 

Abs, 2 ist zu streichen. 

Begründung: 

Folgerung aus der Neufassung von ^ 1 

(siehe oben Nr. 2). 


5. Zu § 3 

In Abs. 3 Satz 1 wird in der Klammer 
,yAbs. 1“ gestrichen. 

Begründung: 

Nach dem Änderungsvorschlag oben Nr. 4 
hat § 2 nur noch einen Absatz. 

6. Zu § 5 

In Abs. 3 Satz 3 werden die Worte von 
yydes Elternteils y dem . . bis yydes Ehe- 
gatten'' gestrichen. 

Begründung: 

Es erscheint gerechtfertigt, die Anhörung 
sämtlicher In den Sätzen 1 und 2 genann- 
ten Angehörigen entfallen zu lassen, 
wenn die Voraussetzungen des letzten 
Halbsatzes des Satzes 3 gegeben sind. 

7. Zu § 6 

Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Beiordnung endet, sofern sie 
nicht vorher vom Gericht aufgehoben 
wird, mit der Entlassung.“ 

Begründung: 

Es erscheint angezeigt, die Beiordnung 
eines Rechtsanwalts erst mit der Entlas- 
sung enden zu lassen, sofern sie nicht 
schon vorher vom Gericht aufgehoben 
wird. 

8. Zu § 7 

Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Entscheidung, durdi welche 
die Freiheitsentziehung angeordnet wird, 
ist bekanntzumachen: 

a) der Person, der die Freiheit entzogen 
werden soll, 

b) dem beigeordneten Reditsanwalt, 

c) den nach § 5 Abs. 3 zu hörenden Per- 
sonen, 

d) einer Vertrauensperson, sofern die 
Entscheidung nicht bereits nach Buch- 
stabe c einem Angehörigen bekannt- 
zumachen ist, 

e) der Verwaltungsbehörde, die den An- 
trag auf Freiheitsentziehung gestellt 
hat.“ 
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Begründung : 

Die Neufassung bringt zum Ausdruck, 
daß das Gericht die Freiheitsentziehung 
anzuordnen, und nicht etwa eine von 
anderer Stelle durchgeführte Freiheits- 
entziehung nur für zulässig zu er- 
klären hat. 

b) In Abs. 2 letzter Satz werden die 
Worte yyhmncn einer Woche'' ersetzt 
durch die Worte „binnen zwei Wochen“. 


Begründung: 

Die Änderung bezweckt eine bessere 
Gliederung des Abs. 2. Außerdem er- 
schien die Bekanntmachung der Ent- 
scheidung an einen „sonstigen Ange- 
hörigen“ (bisher Abs. 2 Buchst, a am 
Ende) cntbehrlida, weil Art. 104 Abs. 4 
GG die Benachrichtigung entweder an 
einen Angehörigen oder eine Ver- 
trauensperson vorschreibt und unter 
den nach § 5 Abs. 3 zu hörenden Per- 
sonen zumeist sich ein Angehöriger 
befindet. 


9. Zu § 11 

Es wird folgender neuer Abs. 3 angefügt: 

„(3) Das Gericht kann den Unterge- 
brachten beurlauben; es soll die Verwal- 
tungsbehörde und den Leiter der Anstalt 
vorher hören. Für Beurlaubungen bis zu 
einer Woche bedarf es keiner Entschei- 
dung des Gerichts. Die Beurlaubung kann 
von Auflagen abhängig gemacht werden; 
sie ist jederzeit widerruflich.“ 

Begründung: 

Die Anfügung des neuen Abs. 3 entspricht 
sachlich dem Vorsdilag der Bundesregie- 
rung in der Nr. 3640 der BT-Druck- 
sachen der 1. Wahlperiode, Anlage 3 zu 
Nr. 20. 

10. Zu § 12 

§ 12 wird gestrichen. 

Begründung: 

Die Regelung gehört systematisdi nidit in 
das Gesetz, das nur das geriditliche Ver- 
fahren bei Freiheitsentziehungen regelt. 
Außerdem erscheint zweifelhaft, ob bei 
der weiten Fassung der Vorsdirift, die sich 
nicht nur auf im Zusammenhang mit dem 
Verfahren stehende Briefsendungen be- 
zieht, die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes zu bejahen ist. 

11. Zu § 15 

a) Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Falls eine Entscheidung nach 
§ 7 oder § 14 nicht rechtzeitig getrof- 
fen werden kann, kann das Gericht 
die vorläufige Freiheitsentziehung an- 
ordnen.“ 


Begründung: 

Eine Frist von einer Woche erscheint 
zu kurz. 

12. Es ist folgender neuer § 15 a einzufügen: 

»§ 15 a 

Das Recht und die Pflicht des Inhabers 
der elterlichen Gewalt, des Vormunds 
oder des Pflegers, den Aufenthalt des 
Mündels zu bestimmen, wird durch dieses 
Gesetz nicht berührt. Jedoch bedürfen 
diese Personen zur Unterbringung des 
Kindes oder des Mündels in eine der in 
§ 1 a Abs. 1 bezeichneten Anstalten der 
Genehmigung des Vormundschafts- 
gcridits.“ 

Begründung : 

Durcli die Aufnahme des neuen § 15 a 
soll dem Mißbrauch der Befugnisse von 
gesetzlichen Vertretern vorgebeugt wer- 
den. Die Bestimmung steht im engen sacli- 
lichen Zusammenhang mit dem übrigen 
Inhalt des Gesetzentwurfs. Sic trägt auch 
dem Grundgedanken des § 1 a Abs. 2 
Rechnung, wonach cs auf den rechtlich 
erheblichen, nicht aber den tatsächlichen 
Willen des Unterzubringenden ankommt. 

13. Zu § 17 

§ 17 wird gestrichen. 

Begründung: 

Es ist fraglich, ob die Vorsdirift mit 
Art. 104 GG vereinbar ist. 

14. Zu § 19 

Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Verwaltungsbehörden sind zur 
Zahlung von Gerichtsgebühren und zur 

Erstattung der Auslagen des gerichtlichen 
Verfahrens nicht verpflichtet.“ 
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Begründung: 

Die Änderung dient der Verwaltungs- 
vereinfachung. 

15. Zu § 20 

Satz 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„Die Gebühren der Rechtsanwälte be- 
stimmen sich nach den landesrechtlichen 
Gebührenvorschriften. Soweit solche Vor- 
Schriften nicht bestehen, ist die Gebühren- 
ordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 
1879 sinngemäß anzuwenden.“ 

Begründung: 

In einzelnen Ländern fehlen Landesge- 
bührenordnungen, die diese Fälle regeln, 
wogegen spezielle Gebührenvorschriften 
in anderen Gesetzen enthalten sind. Außer- 
dem soll den Ländern die Möglichkeit ge- 
geben werden, nach Erlaß dieses Gesetzes 
besondere Gebührenregelungen zu treffen, 
ohne allgemeine Gebührenordnungen er- 
lassen zu müssen, etwa im Rahmen von 
Ausführungsgesetzen zu diesem Gesetz. 

16, Zu § 21 

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Vergütung beträgt fünfzig 
Deutsche Mark für jeden Rechtszug. 
Sie beträgt fünfundzwanzig Deutsche 
Mark im Verfahren, in dem über die 
Fortdauer der Freiheitsentziehung ent- 
schieden wird und im Falle der Zu- 
rückverweisung an das Gericht des 
unteren Rechtszuges für das weitere 
Verfahren.“ 

Begründung: 

Für die nach § 10 des Entwurfs späte- 
stens nach zwei Jahren stattfindende 
Entscheidung über die Fortdauer der 
Freiheitsentziehung ist nach den §§ 4 
und 13 in den gleichen Fällen wie bei 
der Anordnung der Freiheitsentziehung 
ein Rechtsanwalt beizuordnen. Es ist 
davon auszugehen, daß regelmäßig der 
gleiche Rechtsanwalt beigeordnet wer- 
den wird, der den Untergebrachten 
schon im Anordnungsverfahren ver- 
treten hat. Daher wird in der Mehr- 
zahl der Fälle das Überprüfungsver- 
fahren gegenüber dem Anordnungs- 
verfahren eine geringere Arbeitsbe- 
lastung für den belgeordneten Rechts- 


anwalt mit sich bringen, die es recht- 
fertigt, eine geringere Vergütung zu 
Lasten der Staatskasse festzusetzen. 

b) Es wird ein Abs. 8 mit folgender Fas- 
sung angefügt: 

„(8) Das Gericht soll den Betrof- 
fenen zur Erstattung der an den bei- 
geordneten Rechtsanwalt gezahlten 
Vergütung verpflichten, wenn der Be- 
troffene hierzu ohne Beeinträchtigung 
des für ihn und seine Familie angemes- 
senen Unterhalts in der Lage ist.“ 

Begründung: 

Nach dem Entwurf erfolgt die Bei- 
ordnung des Rechtsanwalts ohne Rück- 
sicht auf die Vermögenslage des 
Unterzubringenden. Da die Beiord- 
nung in jedem Falle dem Interesse 
des Unterzubringenden dient, erscheint 
es vertretbar, ihn in den Fällen zum 
Ersatz der aus der Staatskasse gezahl- 
ten Vergütung zu verpflichten, in 
denen er hierzu ohne Beeinträchtigung 
des für ihn und seine Familie ange- 
messenen Unterhalts in der Lage ist. 

17. § 22 erhält folgende Fassung: 

4 22 

(1) § 20 der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht vom 13. Februar 1924(Reichs- 
gesetzbl. I S. 100) tritt im Gebiet des 
früheren Landes Württemberg-Baden so- 
wie in den Ländern Bayern, Bremen und 
Hessen wieder in Kraft. 

(2) Bis zu einer anderweitigen gesetz- 
lichen Regelung können auf Grund des 
§ 7 der Ausländerpolizeiverordnung vom 
22. August 1938 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 1053), auf Grund der Verordnung zur 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
vom 1. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1721) und auf Grund des § 20 der Ver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 100) 
Freiheitsentziehungen unter Anwendung 
dieses Gesetzes und Freiheitsbeschränkun- 
gen angeordnet werden. Das Grundrecht 
der Freiheit der Person nach Art. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes wird insoweit einge- 
schränkt.“ 

Begründung: 

Die im Entwurf vorgesehene Regelung 
hat zur Folge, daß nicht bloß innerhalb 
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des Bundesgebietes, sondern auch inner- 
halb eines Landes hinsichtlich d^r Unter- 
bringung in einem Arbeitshaus ein ver- 
schiedener Rechtszustand geschaffen wird. 
Dies erscheint untragbar. Andererseits be- 
stehen keine rechtlichen Bedenken gegen 
die Fassung des Abs. 1, der dem Art. 6 
des Dritten Strafrechtsänderungsgesetzes 
vom 4. August 1953 (BGBl. I S. 735) ent- 
spricht. 

18. ^ 23 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dieses Gesetz tritt zwei Monate 
nach seiner Verkündung in Kraft.'* 

Begründung: 

Es ist notwendig, den Ländern eine Frist 
zur Angleichung der Verfahrensbestim- 
mungen bei den Verwaltungsbehörden zu 
geben. 

19. In § 23 

a) wird Abs. 2 gestrichen. 

b) wird Abs. 3 Abs. 2. 

Begründung: 

Der Absatz ist überflüssig, weil sich 
das Außerkrafttreten einschlägiger 


landesrechtlicher Vorschriften aus Art. 
31 GG und das Außerkrafttreten ein- 
schlägiger bundesrechtlicher Vorschrif- 
ten aus dem Grundsatz lex posterior 
derogat legi priori ergibt. 

20. In § 23 Abs. 2 (neu) wird die Jahreszahl 
yyl954“ ersetzt durch die Jahreszahl 
„1955“. 

Begründung: 

Es erscheint angebracht, § 22 erst Ende 
1955 außer Kraft treten zu lassen, um 
genügend Zeit für den Erlaß der ent- 
sprechenden gesetzlichen Vorschriften zu 
gewinnen. 

21. Zu § 24 

Dem Abs. 1 wird folgender neuer Satz 2 
angefügt: 

„Bei den Oberverwaltungsgerichten an- 
hängige Verfahren werden von diesen 
erledigt.“ 

Begründung: 

Nach der Regelung des § 24 Abs. 1 Satz 1 
des Entwurfs würden verwaltungsgericht- 
liche Verfahren in der Beschwerdeinstanz 
auf die Zivilgerichtsbarkeit übergehen. 
Dies erscheint untunlich. 


20 



Anlage 3 


Bundesrat 


Bonn, den 18. Dezember 1953 


Zusammenstellung 
der sich aus dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
zu § 1 a (§ 1 der Regierungsvorlage) ergebenden redaktionellen Änderungen 


1. 5 ^ ist zu streichen. 

2. In § 5 Ist der Abs. 2 wie folgt zu ändern: 

a) Abs. 2 ist eingangs zu fassen: 

„(2) Die Anhörung kann unterblei- 
ben, wenn sie nach ärztlichem Gut- 
achten nicht ohne Naditeile für den 
Gesundheitszustand des Anzuhören- 
den ausführbar Ist . . .“ 

b) Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Eine einstweilige oder vorläufige An- 
ordnung (§§ 14, 15) kann bereits er- 
gehen, bevor dem Unterzubringenden 
ein Rechtsanwalt beigeordnet ist.“ 

3. In § 6 Abs. 1 sind in Zeile 1 zu streichen: 

4 oder\ 

4. In § 10 Abs. 2 Satz 2 sind die Wort »bei 
voraussichtlich lange dauernder Geistes- 
krankheit nicht mehr als zwei Jahre'' zu 
srelchen. 

5. In § 11 Abs. 2 ist Satz 2 zu streichen. 

6. § 13 muß eingangs lauten: 

„Die §§ 2, 3, 5 bis 11 . . . 

7. In § 14 ist Abs. 2 zu streichen. 

8. In § 21 Abs. 1 sind in der ersten Zeile zu 
streichen: »§ 4 oder" . 
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Anlage 4 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung; 

Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
das Gesetz nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, da es nicht das Verwaltungs- 
verfahren im Sinne des Art. 84 Abs. 1 GG, 
sondern nur materiell-rechtliche Verpflich- 
tungen der Verwaltungsbehörden und ihre 
Stellung im gerichtlichen Verfahren (vgl. 
Art. 74 Nr. 1 GG) regelt. 

Zu Nr. 2 

Es erscheint gcsetzestechniscli unzweckmäßig, 
die in der Regierungsvorlage in § 2 Abs. 2 
enthaltene Vorschrift, die bereits die Kenntnis 
des Begriffs der Freiheitsentziehung voraus- 
setzt, an die Spitze des Gesetzes zu stellen. Es 
dürfte zv/eckmäßlgcr sein, zunädist den Be- 
griff der Freiheitsentziehung zu bestimmen 
und erst dann klarzustellen, in welchen Fäl- 
len von Freiheitsentziehungen das Gesetz an- 
wendbar oder nicht anwendbar Ist. 

Im übrigen ist der Vorschlag des Bundesrates 
audi von seinem Standpunkt aus bedenklldi, 
weil nach der von ihm zu Nr. 3 a und b 
vorgeschlagenen Änderung das Gesetz auch in 
Fällen nicht angewendet werden soll, in denen 
das gerichtliche Verfahren bei Freiheitsent- 
ziehungen durch Landesrecht geregelt ist. 
Außerdem ist die Verweisung auf Art. 104 
Abs. 2 GG wegen des genannten Vorsdilags 
irreführend. 

Zu Nr. 3 

Die Bundesregierung vermag der Auffassung 
des Bundesrates, daß ein Bedürfnis für eine 
bundeseinheitliche Regelung des gerichtlichen 
Verfahrens bei Unterbringung geisteskranker 
und süditiger Personen nidit bestehe, nicht 
beizupflichten. 


Zwar haben einige Länder bereits landes- 
gesetzlidie Regelungen für die Unterbringung 
von Personen in Anstalten, die die Einschal- 
tung des Gerichts vorsehen und dem Art. 104 
Abs. 2 GG entsprechen. Diese Vorschriften 
Vv'eichen aber in wesentlichen Punkten von- 
einander ab. Teils werden alle Fälle von Frei- 
heitsentziehungen von ihnen erfaßt, teils nur 
die Unterbringung von Geisteskranken, 
Rauschgift- und Alkoholsüchtigen, teils nur 
von Geisteskranken und Seuchenkranken. 
Teils ist die gerichtliche Entscheidung den 
Zivilgerichten übertragen worden, teils sind 
die Verwaltungsgerichte zuständig. Einzelne 
Gesetze sehen vor, daß die Freiheitsentzie- 
hung durch das Gericht angeordnet wird, 
während andere Gesetze die von der Verwal- 
tungsbehörde vorgenommene Freiheitsent- 
ziehung nur durdi das Gericht bestätigen 
lassen. Zu diesen Abweichungen in grund- 
legenden Fragen treten noch Abweichungen 
ln zahlreichen verfahrensrechtlidien Einzel- 
heiten. Fiieraus haben sich, wie entgegen der 
vom Bundesrat zu seinem Änderungsvor- 
sdilag gegebenen Begründung festgestellt 
werden muß, bereits Schwierigkeiten in der 
LOurchführung von Freiheitsentziehungsver— 
fahren über die Landesgrenzen hinwegergeben. 
Aus abweichenden Regelungen der örtlidienZu- 
ständigkeit können negative oder positive 
Kompetenzkonflikte entstehen. Anstalten, die 
Bewohner verschiedener Länder aufnehmen, 
haben verschiedene Rechtsvorschriften (z. B. 
bei der Entlassung) zu beachten. Für Ange- 
hörige eines Unterzubringenden, die in einem 
Lande wohnen, in dem das Verfahren nicht 
durchgeführt wird, erwachsen Schwierigkeiten 
beispielsweise durch die unterschiedliche Re- 
gelung der Anhörung, der Bekanntmachung 
der Entscheidung und der Besdiwerde. Wie 
diesen Schwierigkeiten auf andere Weise als 
durch bundeseinheitliche Regelung sollte ab- 
geholfen werden können, ist nicht ersiditlich. 
Die Bundesregierung kann dem Bundesrat 


22 



auch darin nicht belpfllchten, daß das mate- 
rielle Recht und das Verfahrensrecht als ein 
zusammengehöriges Ganzes behandelt wer- 
den müßten. Fälle, in denen bei materiellem 
Landesrecht das Verfahren bundesrechtlich 
geregelt ist, kommen häufig vor, ohne daß 
das bisher zu Schwierigkeiten geführt hat. 
Auch bei einer bundeseiiiheitlichen Regelung 
des gerichtlichen Verfahrens bei Freiheitsent- 
ziehungen sind daher keine Schwierigkeiten zu 
befürchten, zumal auf das materielle Unter- 
bringungsrecht der Länder, das im wesent- 
lichen Polizeirecht ist und als solches in allen 
Ländern in den Grundzügen übereinstimmt, 
in dem Entwurf hinreichend Rückslclit ge- 
nommen worden ist. 

Hinzu kommt, daß das materielle Unter- 
bringungsreclit nicht nur durch Landesrecht, 
sondern für praktisch sehr wichtige Fälle 
auch durch Bundesrecht (z. B. Unterbrin- 
gung von Seuchenkranken oder Geschlechts- 
kranken) geregelt ist. Daß in solchen Fällen 
das Verfahrensrecht durch Bundesgesetz ein- 
heitlich geregelt werden muß, wie das im 
Entwurf vorgesehen ist, erkennt auch der 
Bundesrat an. Dann führt aber die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Regelung dazu, daß 
zu den zahlreichen landesrechtlichen Verfah- 
rensgesetzen für die Unterbringung von 
Geisteskranken, Rauschgift- und Alkohol- 
süchtigen noch das bundesrechtliche Verfah- 
rensgesetz für die Unterbringung in den 
Fällen tritt, in denen das materielle Unter- 
bringungsrecht bundesrechtlich geregelt ist. 
Diese höchst unerwünschte Zersplitterung des 
Verfahrensrechts würde zur Folge haben, daß 
unter Umständen nidit nur ein und dieselbe 
Verwaltungsbehörde (z. B. das Gesundheits- 
amt) verschiedene Verfahrensregelungen zu 
beachten hätte, je nachdem, ob sie die Unter- 
bringung eines Geisteskranken oder eines 
Tuberkulosekranken herbeiführen wollte, 
sondern daß auch ein und dasselbe Gericht in 
dem einen Unterbringungsfalle landesrecht- 
liche, im anderen Falle bundesrechtliche Ver- 
fahrensvorschriften anzuwenden hätte. Auch 
hinsichtlich der Möglichkeit, eine weitere Be- 
schwerde wegen Verstoßes gegen Verfahrens- 
vorschriften dem Bundesgerichtshof vorzu- 
legen, würden Unterschiede bestehen (§ 28 
RFGG). 

Alle diese Unterschiede und Schwierigkeiten, 
die durch eine Zersplitterung des Verfahrens- 
rechts auftreten werden, sind geeignet, die 
hohe Bedeutung, die dem Art. 104 GG für 
den Schutz des einzelnen gegenüber der 


öffentlichen Gewalt einheitlich bei allen Fäl- 
len von Freiheitsentziehungen zukommt, zu 
verringern. Deshalb muß das Bedürfnis für 
eine bundeseinheitliche Regelung der Vor- 
schriften für das gerichtliche Verfahren bei 
Freiheitsentziehungen bejaht werden. 

Zu Nr. 4 und 5 

Die Streichung des § 2 Abs. 2 wäre nur mög- 
licli, wenn dem Vorschläge des Bundesrates 
zu Nr. 2 gefolgt würde. Nach Auffassung der 
Bundesregierung (vgl. zu Nr. 2) ist daher die 
Streichung nicht möglicli. Damit entfällt auch 
die vom Bundesrat vorgeschlagene Streichung 
von „Abs. 1“ in der Klammer des § 3 Abs. 3 
Satz 1. 

Zu Nr. 6 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 7 

Die vorgeschlagene Fassung berücksichtigt 
nicht die Fälle, in denen die Unterbringung 
nicht angeordnet wird. Es erscheint zweck- 
mäßig, in diesen Fällen, ohne daß es einer 
gerichtlichen Anordnung bedarf, die Beiord- 
nung mit der Rechtskraft der Entscheidung 
enden zu lassen. Es wird vorgesclilagen, den 
§ 6 Abs. 4 wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Beiordnung endet, sofern sie nicht 
vorher vom Gericht aufgehoben wird, wenn 

a) der Antrag auf Freiheitsentziehung abge- 
lehnt wird, mit der Rechtskraft der Ent- 
scheidung, 

b) die Freiheitsentziehung angeordnet wird, 
mit der Entlassung des Untergebrachten.“ 

Zu Nr. 8 bis 10 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 11 

a) Dem Vorschlag zu a wird zugestimmt. 

b) Dagegen kann dem Vorschläge zu b nicht 
gefolgt werden. Im Interesse der vor- 
läufig untergebrachten Person muß das 
Verfahren so beschleunigt werden, daß 
binnen einer Woche wenigstens eine einst- 
weilige Anordnung nacli § 14 erlassen 
wird. Jede Verlängerung der in § 15 Abs. 2 
letzter Satz vorgesehenen Frist würde die 
Gefahr in sich bergen, daß einer Person 
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über die Zeit hinaus, die unbedingt er- 
forderlich ist, um die Voraussetzungen 
für eine einstweilige oder endgültige 
Unterbringung zu prüfen, ohne hin- 
reichenden Grund die Freiheit entzogen 
wird. 

Zu Nr. 12 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschläge, 
§ 15 a in den Entwurf einzulügen, nicht bei- 
zutreten. Die Vorschrift erscheint durdi 
Art. 104 Abs. 2 GG, der lediglich die Frei- 
heitsentziehung durch die öffentliche Gewalt 
betrifft, nicht zwingend geboten. Sie gehört 
dem Bereich des FamiLienrechts an, stellt 
einen Eingriff in die Familien- und die Eltern- 
rechte dar und erscheint im übrigen nicht 
erforderlich. Fälle, in denen Inhaber der 
elterlichen Gewalt, Vormünder oder Pfleger 
ihre Befugnisse bei der Unterbringung von 
Kindern oder Mündeln in abgeschlossenen 
Anstalten mißbraucht haben, sind bisher 
nicht bekanntgeworden. Die Vorschrift 
könnte leicht dazu führen, daß Inhaber der 
elterlichen Gewalt, Vormünder oder Pfleger 
aus Scheu vor der Einschaltung des Gerichts 
davon absehen, in Fällen, in denen eine An- 
staltsunterbringung geboten ist, das Kind 
oder den Mündel rechtzeitig in einer Anstalt 
unterzubringen. Eine rechtzeitige ärztliche 
Behandlung oder eine fürsorgerische Be- 
treuung würde verhindert oder doch min- 
destens verzögert werden. Sowohl für den 
Unterzubringenden als auch für die Öffent- 
lichkeit könnte dadurch eine Gefährdung ein- 
treten, die nach Möglichkeit verhindert wer- 
den muß. 

Zu Nr. 13 bis 15 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 16 

a) Der Auffassung, daß das Überprüfungs- 
verfahren gegenüber dem Verfahren zur 
erstmaligen Anordnung der Unterbrin- 
gung eine geringere Arbeitsbelastung für 
den beigeordneten Rechtsanwalt mit sich 


bringen werde, kann nicht beigetreten 
werden. Es erscheint daher gerechtfertigt, 
auch im Verfahren, in dem über die Fort- 
dauer der Freiheitsentziehung entschieden 
wird, dem Rechtsanwalt eine Vergütung 
von 50 DM für jeden Rechtszug zuzu- 
billigen. Der vorgeschlagenen Änderung 
des § 21 Abs. 2 kann daher nicht zuge- 
stimmt werden. 

b) Die Einfügung des § 21 Abs. 8 erübrigt 
sich, da bereits aus § 139 Nr. 6 der 
Kostenordnung folgt, daß die an Rechts- 
anwälte gezahlten Beträge als Auslagen 
erhoben werden. Soweit es im Einzel- 
falle unbillig sein sollte, diese Auslagen 
zu erheben, besteht für die Justizver- 
waltung die Möglichkeit, sie im Ver- 
waltungswege niederzuschlagen. 

Zu Nr. 17 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschläge 
grundsätzlich zu. Da der letzte Satz des vor- 
geschlagenen § 22 Abs. 2 sich auch auf die 
Fälle des § 22 Abs. 1 beziehen muß, erscheint 
es notwendig, den letzten Satz des Absatz 2 
zu streichen und in einen neuen Absatz 3 zu 
übernehmen: 

„(3) Das Grundrecht der Freiheit der Per- 
son nach Art. 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
wird insoweit eingeschränkt. ‘‘ 

Zu Nr. 18 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 19 bis 20 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Nr, 21 

Die Bundesregierung tritt dem Vorschläge 
nicht bei. Es besteht kein Anlaß, die In der 
zweiten verwaltungsgerichtlichen Tatsachen- 
instanz anhängigen Verfahren anders zu be- 
handeln als die im ersten Rechtszuge anhän- 
gigen Verfahren. 
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